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Es war etwa Mitte 1998 als dem Verfasser per Telefonan-
ruf eines Gerichtsvollziehers die Maßnahme einer Staatsan-
waltschaft bekannt wurde, die in einem Überraschungsschlag
gegen Personen und Strukturen aus dem Bereich der soge-
nannten „organisierten Kriminalität“ vorgegangen war.

Das Bemerkenswerte war, daß die Sicherung einer soge-
nannten „Vermögensabschöpfung“ durchgeführt werden soll-
te, §§ 111 b Abs. 2 StPO, 73 Abs. 1,2 Satz 1 StGB. Dies war
in weiten Teilen der Gerichtsbarkeit und wohl auch der Ermitt-
lungsbehörden ein Novum, welches jedoch zwischenzeitlich
durch entsprechende Schulungen im polizeilichen und staats-
anwaltlichen Bereich mehr und mehr zu einer Alltäglichkeit
geworden ist.

Im Hinblick auf teilweise erheblich divergierende Meinun-
gen und Rechtsanwendungen soll nachstehend versucht wer-
den, Problematiken und Lösungen aufzuzeigen sowie Diskus-
sionen in Gang zu bringen.

Ausgangspunkt ist § 73 Abs. 1,2 Satz 1 StGB, wonach die
Vermögensvorteile, die der Täter oder Teilnehmer für die Tat
oder aus ihr erlangt hat, und die daraus gezogenen Nutzungen
in dem Strafurteil grundsätzlich für verfallen erklärt werden;
die Sache oder das Recht geht mit der Rechtskraft der Ent-
scheidung auf den Staat über – § 73 d Abs. 1 Satz 1 StGB. So-
weit dies aus den verschiedensten Gründen nicht möglich1) ist,

Die Vermögensabschöpfung im Strafverfahren und ihre ungeahnten Einflüsse
auf die Belastung der „zivilen“ Vollstreckungsorgane

Von Norbert Coenen, Justizoberamtsrat und Geschäftsleiter der Justizausbildungs- und Fortbildungsstätte Monschau

N O V E M B E R  1 9 9 9 ·  1 1 4 .  J A H R G A N G ·  N R . 11/99

z. B. weil der Gewinn in einer Dienstleistung, einem anderwei-
tigen Vorteil oder Einsparung eigener Aufwendungen bestan-
den hat oder der Verfall eines Surrogats gem. § 73 Abs. 2
Satz 2 StGB nicht angeordnet wird, verfügt das Gericht die In-
anspruchnahme eines entsprechenden Geldbetrages – § 73 a
StGB. Ebenso werden Gegenstände, die durch eine vorsätzli-
che Tat hervorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorberei-
tung gebraucht worden oder bestimmt gewesen sind u. U. ein-
gezogen – § 74  StGB. Für den Fall, daß der Täter oder Teil-
nehmer den Gegenstand, auf dessen Einziehung hätte erkannt
werden können, vor der Entscheidung darüber verwertet, ins-
besondere veräußert oder verbraucht, oder, daß er die Einzie-
hung des Gegenstands sonst vereitelt, kann die Einziehung ei-
nes Geldbetrages bis zu der Höhe angeordnet werden, die dem
Wert des Gegenstandes entspricht – § 74 c Abs. 1 StGB2).

Zur Sicherung dieser Ansprüche – Verfall oder Einziehung
des Wertersatzes – (§§ 73 a, 74 c StGB) sowie hinsichtlich des
Anspruchs von Verletzten aus der Straftat i. S. v. § 73 Abs. 1
Satz 2 StGB kann bereits im Ermittlungsverfahren der dingli-
che Arrest angeordnet werden, wenn dringende Gründe für die
Annahme vorliegen, daß diese Rechtsfolgen später im Urteil
ausgesprochen werden – § 111 b Abs. 2 StPO3). Ebenso ist

1) Vgl. Tröndle/Fischer § 73 a StGB, Rdnr. 2.

2) Vgl. L-R – Rdnr. 1–3 zu § 111 b StPO, Tröndle/Fischer zu
§ 74 ff. StGB.

3) Vgl. KMR Rdnr. 1 zu § 111 d StPO.
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nach Rechtskraft des Urteils noch ein Arrest zur Sicherung der
alsdann feststehenden Ansprüche denkbar – § 111 d Abs. 1
StPO.

Auf die eindeutig weniger problematischen Arrestfälle
betr. Geldstrafen- und Verfahrenskostenvollstreckung i. S. v.
§ 465 Abs. 1 StPO4) sowie die Tatsache, daß wegen geringfü-
giger Beträge eine entsprechende Sicherung nicht erfolgt –
§ 111 d Abs. 1 Satz 3 StPO soll hier nicht besonders eingegan-
gen werden.

Hinsichtlich des Arrestgrundes gilt § 917 ZPO entspre-
chend; die Lösungssumme ist gem. § 923 ZPO im Arrestbe-
schluß anzugeben – § 111 d Abs. 2 StPO.

Die Arrestanordnung erfolgt auf Antrag der StA durch den
Strafrichter, nicht durch den nach §§ 764, 919 ZPO zuständi-
gen Zivilrichter; bei Gefahr im Verzuge ist auch die StA dazu
befugt – §§ 111 e Abs. 1, 98 StPO5). Hilfsbeamte der StA, also
Polizeikräfte, sind keinesfalls zuständig6).

Formvorschriften (vgl. § 922 ZPO) sind grundsätzlich
nicht zu beachten; der Richter dürfte seine Entscheidung je-
doch regelmäßig als Beschluß abfassen. Für die StA besteht
eine solch feste Form mangels gesetzlicher Regelung oder tra-
dierter Anwendung nicht (BGH NStZ 85, 262, Achenbach
NJW 82, 2809), jedoch sollte hier vor allem aus Verfahrens-
bzw. Nachweisgründen dringend eine schriftliche Anordnung
gewählt werden. Der für die Durchführung der Beschlagnah-
me zuständige Beamte muß in jedem Fall auf einem zweifels-
freien Nachweis der Anordnungsbefugnis bestehen, da gerade
das diskutierte Verfahren quantitativ und qualitativ erhebliche
rechtliche und pekuniäre Gefahren enthält. Von der Ausfüh-
rung telefonischer oder über Dritte mündlich erteilter Aufträge
ist daher grundsätzlich abzusehen7).

Gem. § 111 f Abs. 3 Satz 1 StPO ist, soweit die Vollzie-
hung des Arrestes nach den Vorschriften über die Pfändung in
bewegliche Sachen zu bewirken ist, die in § 2 der Justizbeitrei-
bungsordnung bezeichnete Behörde zuständig. Dies ist die
StA – § 451 Abs. 1 StPO. Aus dieser rein strafprozessualen
Regelung den Schluß zu ziehen, es handle sich um eine Voll-
streckung nach der Justizbeitreibungsordnung mit der Folge
der Zuständigkeit des Justizvollstreckungsbeamten (und ggf.
an seiner Stelle des Gerichtsvollziehers)8) erscheint zu pau-
schal. Auch Kleinknecht/Meyer-Goßner9) geht – systematisch
richtig – nur bezüglich der Sicherung der Geldstrafen- bzw.
Nebenfolgenvollstreckung von einer entsprechenden Aufga-
benzuweisung aus. Insbesondere ein Verweis auf § 1 Abs. 1
Ziff. 1 JBeitrO geht fehl, da dieser nur auf Geldstrafen und an-
dere Ansprüche, deren Beitreibung sich nach den Vorschriften
über die Vollstreckung von Geldstrafen richtet, bezogen ist.
Im übrigen wäre auch mangels einer eindeutigen Vorschrift
nicht nachvollziehbar, warum in den Fällen einer tatsächlich
nur vorläufigen Sicherung, die in ihrer abschließenden Ent-
schiedenheit deutlich hinter den Entscheidungsvollstreckun-
gen von Geldstrafen und Nebenfolgen zurücksteht, die Ver-
fahrensmerkmale einer Verwaltungszwangsvollstreckung gel-
ten sollen. Es verbleibt mithin mangels einer Anwendbarkeit

der Justizbeitreibungsordnung bei der Zuständigkeit des Ge-
richtsvollziehers als solchem, die wegen des nicht flächendek-
kenden Personalspiegels im Justizvollstreckungsbereich tat-
sächlich, wenn auch in anderer Funktion ohnehin gegeben
wäre.

Im eigentlichen Arrestvollziehungsverfahren bewegliche
Sachen betreffend sind die praktischen und theoretischen
strafprozessualen Besonderheiten zu beachten. Neben den hier
nicht zu erörternden organisatorischen Schwierigkeiten, eine
ausreichende Anzahl von Beamtinnen bzw. Beamten zur ge-
gebenen Zeit problemlos einsetzen zu können, stellt sich die
Frage inwieweit Vorschriften der ZPO anzuwenden sind.

§ 929 ZPO ist in § 111 d Abs. 2 ZPO nicht als sinngemäß
anzuwenden aufgeführt, mit der Folge, daß die Erleichterun-
gen der Absätze 1 und 3 – keine Vollstreckungsklausel erfor-
derlich/Vollziehung vor Zustellung möglich – und die Voll-
ziehungsfrist des Absatzes 2 keine Anwendung finden. Wenn
man noch mühsam davon ausgehen mag, daß der Gesetzgeber
die Frage einer Vollstreckungsklausel oder der Einhaltung
einer Vollziehungsfrist im gegebenen Verfahren für überflüs-
sig und daher nicht erwähnenswert gehalten hat, so ist doch
das Thema des grundgesetzlich geschützten rechtlichen Ge-
hörs von einer nicht zu verkennenden Bedeutung. Ist dieses
Recht in § 929 Abs. 3 ZPO im Verhältnis zu § 750 ZPO
zwangsläufig durch eine mögliche zeitliche Versetzung einge-
schränkt, so ist in den Vorschriften des § 111 b StPO hiervon
erst gar keine Rede. Lediglich den durch die Tat Verletzten ist
die Anordnung des Arrestes unverzüglich mitzuteilen –
§ 111 e Abs. 3, 4 StPO. Die Ansicht, insoweit sei auch die Be-
nachrichtigung des Betroffenen gesetzlich erfaßt10), kann ich
nicht teilen. Das Gesetz nennt ausdrücklich und eindeutig die
Personen, die zu unterrichten sind, für weitergehende Vermu-
tungen ist kein Raum.

Zwar ist der Arrest grundsätzlich bis zum rechtskräftigen
Abschluß des Verfahrens wirksam, in dem er ergeht11), ist er
doch selbstverständlich unverzüglich aufzuheben, wenn die
Voraussetzungen der §§ 111 b Abs. 2, 111 d Abs. 2 entfallen
bzw. ihr Nichtvorliegen nachgewiesen wird12). In diesem Zu-
sammenhang muß demnach von einem Antragsrecht des Be-
troffenen ausgegangen werden, welches er aber nur sachge-
recht und interessendienlich ausüben kann, wenn er alsbald
nach Wirksamwerden der Arrestierung über die Maßnahme
unterrichtet wird. Da, wie bereits ausgeführt, besondere Vor-
schriften hierüber nicht bestehen, findet § 35 Abs. 2 StPO An-
wendung. Grundsätzlich ist eine Entscheidung, soweit nicht in
Anwesenheit des Betroffenen verkündet, durch Zustellung be-
kanntzumachen. Setzt die Entscheidung keine Frist in Lauf, so
genügt formlose Mitteilung. Daß es sich bei dem Erlaß eines
Arrestes um eine Entscheidung handelt, die massiv in die
Rechte und das Vermögen des Betroffenen eingreift, bedarf
keiner näheren Begründung. Zwar wird keine Frist in Lauf ge-
setzt, jedoch ist nach höchstrichterlicher Rechtsprechung eine
Zustellung auch erforderlich, wenn dem Abwesenden dadurch
das rechtliche Gehör gewährt werden soll13). Dies muß unter
den gegebenen Umständen bejaht werden. Eine (gleichzeitige
bzw. nachträgliche) Zustellung des Arrestbeschlusses/der Ar-
restverfügung ist mithin auch aus rechtsstaatlicher Sicht zwin-
gend notwendig.

10) Vgl. L – R Rdnr. 12 zu § 111 e StPO.
11) Vgl. Kleinknecht/Meyer-Goßner Rdnr. 15 zu § 111 d, – BGH

29, 13, 15 –.
12) Vgl. Kleinknecht/Meyer-Goßner a. a. O., – Frankfurt NStZ-RR

96, 255 –.
13) Vgl. BGH 27, 85, 75; BVerfGE 36, 85, 88 = NJW 74, 133.

4) Vgl. Kleinknecht/Meyer-Goßner Rdnr. 5,6 zu § 111 d StPO/L
– R Rdnr. 19 zu § 111 d StPO.

5) Vgl. L – R Rdnr. 2, 3 zu § 111 e StPO/Kleinknecht/Meyer-
Goßner Rndr. 4 zu § 98 StPO.

6) Vgl. KMR Rdnr. 3 zu § 111 e StPO.
7) Vgl. L – R Rdnr. 21 zu § 111 d StPO/a. A. KMR Rdnr. 4 zu

§ 111 e StPO.
8) Vgl. L – R Rdnr. 6 zu § 111 f StPO.
9) Vgl. L – R Rdnr. 6 zu § 111 f StPO.
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Kostenrechtliche Folgen des Rateninkasso durch den Gerichtsvollzieher
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Harnacke1) hat in einem Aufsatz die nach der 2. Zwangs-
vollstreckungsnovelle möglichen Ratenzahlungsvereinbarun-
gen gemäss §§ 806 b, 813 a und 900 III ZPO unter Berück-
sichtigung der seit dem 1. 5. 1999 geltenden Bestimmungen
der GVGA ausführlich besprochen. Mit diesen Ratenzah-
lungsverfahren sind aber auch kostenrechtliche Fragen ver-
bunden, die einer Betrachtung wert sind. Insbesondere ergibt
sich dabei, dass das Gerichtsvollzieherkostenrecht an diese
neuen, dem Gerichtsvollzieher übertragenen, Ratenzahlungs-
verfahren angepasst werden muss.

I. Gütliche Erledigung (§§ 806 b Satz 1 ZPO, 114 a Nr. 1
GVGA)

1. Ausgehend von der Überlegung, dass der Gerichtsvoll-
zieher in jedem Stadium des Verfahrens auf eine gütliche Er-
ledigung hinwirken soll und der sich daraus ergebenden Folge,
dass bereits im Rahmen der Zahlungsaufforderung nach § 105
Nr. 2 GVGA eine Ratenzahlungsvereinbarung möglich ist2),
wird der Gerichtsvollzieher bei einem glaubhaften Ratenzah-
lungsangebot des Schuldners das Verfahren (vorläufig) nicht
fortführen. Es stellt sich die Frage, ob der Gerichtsvollzieher
dann bereits eine Gebühr für den Vollstreckungsauftrag erhe-
ben kann.

Die Anwendung des § 20 II GVKostG auf diesen Fall ist
nicht unproblematisch, da die Durchführung des Verfahrens
infolge von Umständen unterbleibt, die von der Entschließung
des Gerichtsvollziehers abhängig sind. Der Gerichtsvollzieher
entscheidet, ob die angebotenen Raten in der Höhe zur Dek-
kung der Forderung innerhalb von sechs Monaten ausreichend
sind und ob die Zahlungsfähigkeit glaubhaft gemacht ist.3)
Schröder/Kay4) geht zutreffend davon aus, dass die Gebühr
noch nicht fällig ist und die Fälligkeit erst eintritt, wenn der
Auftrag durch Tilgung des gesamten Schuldbetrages erledigt
ist, weil erst dann die endgültige Beendigung der Amtshand-
lung eintritt.

Gleichwohl sollten die Anwendung des § 20 GVKostG
und die Erhebung der Gebühr aus der ersten Rate geduldet
werden, insbesondere im Hinblick darauf, dass der Gerichts-
vollzieher – bei Vorliegen aller notwendigen Voraussetzungen
– ein Ratenzahlungsangebot nach § 806 b Satz 1 ZPO nicht
ablehnen kann5). Wie sich aus Nr. 28 II GVKostGr ergibt, liegt
z. B. auch dann ein Fall des § 20 GVKostG, wenn der Ge-

richtsvollzieher einen Auftrag als zurückgenommen ansieht
(§ 63 Nr. 1 GVGA). Auch dort ist die Erfüllung des Gebühren-
tatbestandes des § 20 I GVKostG von einer Entschließung des
Gerichtsvollzieher abhängig.

Für den Fall, dass der Gläubiger sich bereits in seinem Auf-
trag mit einer Ratenzahlung einverstanden erklärt hat, kann
sogar ein Verlangen des Gläubigers unterstellt werden, dem an
einem Ausgleich seiner Forderung mehr gelegen sein dürfte,
als an einer fruchtlosen Vollstreckung.

Die Einziehung der Raten und der büromäßige Aufwand
sollten so einfach wie möglich gehandhabt werden, um den
Geschäftsbetrieb der Gerichtsvollzieher nicht noch weiter zu
belasten. Dem würde unter anderem dadurch Rechnung getra-
gen, dass die bis dahin entstandenen Kosten sofort erhoben
werden können. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass der
Gerichtsvollzieher bereits in erheblichem Umfang tätig ge-
worden ist (Ratenzahlungsverhandlung, Prüfung der Glaub-
haftmachung, Ratenzahlungsplan, Information des Gläubi-
gers), aber die Gebühr, die diese Tätigkeit abdecken soll, erst
nach mehrmonatiger Wartezeit erhoben werden kann.

Da nach der 2. Zwangsvollstreckungsnovelle noch eine
Anpassung und Erweiterung der Gerichtsvollzieherkosten-
grundsätze erforderlich ist, dürfte sich empfehlen, diesen Fall
in Nr. 28 GVKostGr aufzunehmen um den Gerichtsvollzie-
hern zu ermöglichen, die Kosten vorläufig zu erheben, ein
Verfahren, daß etwa bei der Verweigerung zur Durchsuchung
der Wohnung zu keinen besonderen Schwierigkeiten führte.

Wird das Vollstreckungsverfahren dann fortgeführt, weil
der Schuldner die vereinbarten Raten nicht zahlt, wäre die Ge-
bühr auf die bei endgültiger Erledigung anfallende Gebühr an-
zurechnen.

2. Dass nach der durch den Gerichtsvollzieher jeweils ein-
gezogenen Rate6) eine Hebegebühr nach § 27 I GVKostG er-
hoben werden kann, bedarf kaum besonderer Erörterung. Fest-
zustellen ist allerdings insoweit, dass der deutlich gestiegenen
Veranwortlichkeit des Gerichtsvollziehers betreffend die
Überwachung, Einziehung, Verbuchung und Weiterleitung
der Raten mit der Gebühr des § 27 I GVKostG nicht ausrei-
chend Rechnung getragen wird.

3. Nimmt der Gerichtsvollzieher auf Verlangen des
Schuldners zur Nachtzeit oder am Sonn- und Feiertag eine
Rate des Schuldners entgegen, findet § 34 GVKostG Anwen-
dung, so dass eine Verdoppelung der Hebegebühr eintritt. Auf
die höheren Kosten die dabei entstehen, dürfte der Schuldner
im Hinblick auf § 104 S. 2 GVGA hinzuweisen sein.

1) DGVZ 1999, 81 ff.
2) Harnacke, DGVZ 1999, 82; Gilleßen/Polzius, DGVZ 1998,

97 ff. (115).
3) Harnacke, DGVZ 1999, 82 (83).
4) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,

10. Aufl., Teil III, Rdnr. 5.
5) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,

10. Aufl., Teil III, Rdnr. 4 d) + e)).
6) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,

10. Aufl., Teil III, Rdnr. 10 zu § 27 GVKostG.

Durch eine entsprechende Verfahrensweise würde der Fis-
kus im übrigen der insbesondere bei der von Vermögensab-
schöpfungen bedrohten Klientel zu erwartenden Regreßpro-
blematik frühzeitig die Grundlage entziehen, da Gegenvorstel-
lungen und Forderungen unverzüglich in einem geordneten
Verfahren bearbeitet werden könnten. Dem Verfasser stellt
sich diese Vorgehensart als sauberste Lösung einer in der Pra-
xis schwierigen Gesetzesvorgabe dar.

Es darf allerdings nicht verkannt werden, daß dem Ge-
richtsvollzieherstand aus den verstärkt anstehenden und künf-
tig erheblich zunehmenden Vorgängen eine weitere erhebliche
Belastung erwachsen wird. Selbst für den Fall, daß man der
Ansicht sein sollte, es handle sich um ein reines „Amtsverfah-
ren“ dürfte der Aufgabenumfang der Gesamtheit der Gerichts-
vollzieher, die in diesem Fall als Vollziehungsbeamte tätig
würden, tatsächlich nur geringfügig vermindert werden.
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4. Weitere Gebühren entstehen nicht, insbesondere keine
für die Bestimmung von Ratenzahlungsterminen, da das
GVKostG insoweit einen Gebührentatbestand nicht kennt.

5. Während die ursprünglichen Vorschläge zur Neufassung
der GVGA eine Abholung von Raten durch den Gerichtsvoll-
zieher nicht vorsahen, eröffnet die in Kraft getretene Fassung
des § 114 Nr. 6 Satz 2 GVGA die Möglichkeit des Gerichts-
vollziehers, die Raten bei dem Schuldner abzuholen. Die Be-
stimmung trägt damit einer Forderung der Praxis Rechnung7).

Für die Abholung der jeweiligen Rate kann der Gerichts-
vollzieher dann auch ein Wegegeld ansetzen8).

Ein vorhersehbarer Streitpunkt zwischen Gerichtsvollzie-
hern, Prüfungsbeamten und Bezirksrevisoren wird ein mehrfa-
cher Wegegeldsatz bei Abholung einer Rate sein. Im Regelfall
ist ein Wegegeld berechtigt. Abgesehen davon, dass nach der
Fassung des § 114 a Nr. 6 GVGA die Abholung von Raten
eher die Ausnahme darstellen sollte (kann „auch“ abholen),
sind bei den Ratenzahlungsverfahren die Zahlungszeitpunkte
von vornherein festzulegen (§§ 114 a Nr. 3, 141 Nr. 3, 185 h
Nr. 2, 6 GVGA). Bei mehrfachem vergeblichem Aufsuchen
des Schuldners ohne ausreichende Entschuldigung, dürfte das
Rateneinziehungsverfahren abzubrechen sein, weil die Vor-
aussetzungen dafür wegfallen. Das Ratenzahlungsverfahren
ist von der Zahlungsbereitschaft und der Zuverlässigkeit des
Schuldners abhängig. Wenn der Schuldner sich insoweit als
unzuverlässig erweist und vereinbarte Termine nicht einhält
ist letztlich die „Geschäftsgrundlage“ für eine Rateneinzie-
hung weggefallen und er muss dann auch die daraus resultie-
renden Folgen tragen, also Protokollierung der Fruchtlosigkeit
oder Pfändung. Bei einer konsequenten Durchführung des Ra-
tenzahlungsverfahrens darf daher – allenfalls – ein Wegegeld
bei Abholung einer Rate entstehen9).

6. § 114 a Nr. 3, 5 GVGA bestimmt, dass der Gerichtsvoll-
zieher den Gläubiger durch Protokollabschrift über Zeitpunkt
und Höhe angebotener Raten, den Zahlungsweg, die Glaub-
haftmachung und die Bewilligung von Raten zu unterrichten
hat. Gegen den Ansatz von Schreibauslagen bestehen daher
keine Bedenken, selbst wenn kein ausdrücklicher Antrag auf
Protokollabschrift gestellt ist. Es handelt sich um Abschriften
hinsichtlich derer eine Pflicht zur Erteilung besteht (§ 36 I
Nr. 1 a) GVKostG).

Nach meiner Ansicht wäre es sogar sinnvoll auch dem
Schuldner wegen der vereinbarten Zahlungsmodalitäten und
Zahlungstermine eine Protokollabschrift zu erteilen. Da
§ 114 a GVGA dies aber nicht vorsieht, kann dies – schreib-
auslagenauslösend – nicht ohne ausdrücklichen Antrag des
Schuldners erfolgen.

7. Die Vordruckpauschale fällt nach den Vordruckverord-
nungen der Länder mit jedem Auftrag zur Pfändung an und
kann daher mit der Gebühr des § 20 GVKostG erhoben wer-
den.

II. Ratenzahlung nach Fruchtlosigkeit außerhalb des Verfah-
rens auf Abnahme der eidesstattlichen Versicherung
(§§ 806 b Satz 2 ZPO, 114 a Nr. 2 GVGA)

Mit der fruchtlosen Vollstreckung ist die Gebühr des § 17
IV GVKostG entstanden und auch fällig geworden (§ 4
GVKostG). Im Übrigen ergeben sich hinsichtlich der Gebüh-

ren und Auslagen gegenüber dem Verfahren nach § 806 b
Satz 1 ZPO keine Besonderheiten.

Hinsichtlich der anfallenden Hebegebühren, einer Tätig-
keit zur Nachtzeit oder an Sonn- und Feiertagen, der Schreib-
auslagen und der Wegegelder kann daher auf die vorstehenden
Ausführungen verwiesen werden.

III. Ratenzahlung nach Fruchtlosigkeit bei kombiniertem Auf-
trag zur Vollstreckung und Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung (§§ 900 III ZPO, 185 h GVGA)

Wie von der Literatur10) überwiegend vertreten, liegen
nach fruchtloser Vollstreckung die Voraussetzungen für das
Verfahren auf Abnahme der eidesstattlichen Versicherung vor
(§§ 900 I, 807 I Nr. 1 ZPO), so dass ein Ratenzahlungsverfah-
ren an den Bestimmungen der §§ 900 III ZPO, 185 h, 186
Nr. 6 GVGA zu orientieren ist.

1. Mit der fruchtlosen Vollstreckung ist die Gebühr des
§ 17 IV GVKostG entstanden und auch fällig geworden (§ 4
GVKostG).

2. Die Gebühr des § 27 a I GVKostG ist zwar nach Vorlie-
gen der Voraussetzungen der §§ 900 I, 807 I Nr. 1 ZPO ent-
standen (§ 27 a II GVKostG). Die Fälligkeit der Gebühr tritt –
entsprechend der unverändert gebliebenen Bestimmung des
§ 4 GVKostG – ein, d. h. die Gebühr wird mit Beendigung der
gebührenpflichtigen Amtshandlung fällig, wobei „Amtshand-
lung“ bei dem Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung so zu lesen ist, dass die Fälligkeit mit Beendigung
des Verfahrens auf Abgabe der EV vor dem Gerichtsvollzie-
her (mit welchem Ausgang auch immer) eintritt11). Da das
Verfahren aber noch nicht beendet ist, sondern der Termin zur
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung nur verlegt oder
vertagt ist, ist eine Fälligkeit der Gebühr noch nicht eingetre-
ten, so dass diese noch nicht erhoben werden kann. Soweit
Schröder/Kay12) von einer Fälligkeit der Gebühr bei Eingang
des Antrags ausgeht, weil es sich um eine Verfahrensgebühr
handelt, ist dies nicht zwingend.

Im GKG war ausdrücklich bestimmt (§ 61 GKG), dass die
Gebühr für das Verfahren auf Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung mit der Einreichung des Antrags fällig wurde.
Eine derartige Bestimmung ist für das Verfahren auf Abnahme
der eidesstattlichen Versicherung in das GVKostG nicht auf-
genommen worden. Daraus ergibt sich, dass die in § 4
GVKostG bestimmte Fälligkeit für Kosten des GVKostG auch
die Gebühr des § 27 a I GVKostG mit einschließt, weil § 4
GVKostG – uneingeschränkt – von Kosten spricht und eine
Ausnahme für § 27 a I GVKostG nicht gemacht ist. Der ver-
tretenen Ansicht, dass die Bestimmungen des GKG entspre-
chend anzuwenden seien, steht bereits § 1 GVKostG entge-
gen. An anderer Stelle geht im Übrigen auch Schröder/Kay
von einer Fälligkeit analog § 4 GVKostG aus.13)

Da es bei den Kosten des Verfahrens auf Abnahme der ei-
desstattliche Versicherung eine dem § 20 GVKostG entspre-
chende Bestimmung nicht gibt, kommt auch eine vorläufige
Erhebung der Gebühr aus § 27 a I GVKostG nicht in Betracht.
Denkbar und insbesondere wünschenswert wäre aber auch
hier, aus den vorstehenden zur vorläufigen Erhebung einer Ge-

7) U. a. Polzius, DGVZ 1993, 102 ff. (104).
8) Krauthausen, DGVZ 1993, 23 ff. (25); Schröder/Kay, Das

Kostenwesen der Gerichtsvollzieher, 10. Aufl., Teil III, Rdnr. 10.
9) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,

10. Aufl., Teil III, Rdnr. 15.

10) Harnacke, DGVZ 1999, 82; Schilken, DGVZ 1998, 146.
11) Kessel, DGVZ 1998, 136; Winterstein, DGVZ 1999, 38; AG

Mainz, Beschl. v. 27. 5. 1999, 23 M 1580/99, DGVZ 1999, 141.
12) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,

10. Aufl., Teil III, Rdnr. 53.
13) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,

10. Aufl., Rdnr. 47 zu § 26 GVKostG.
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bühr aus § 20 GVKostG genannten Gründen, wenn – etwa in
den GVKostGr – für das Ratenzahlungsverfahren die Mög-
lichkeit einer vorläufigen Gebührenerhebung geschaffen
würde, insbesondere auch unter Berücksichtigung der Tatsa-
che, dass die einmal entstandene Gebühr des § 27 a I
GVKostG weder reduziert wird, noch nachträglich in Wegfall
geraten kann14). Eine Beendigung des Verfahrens ohne Ab-
nahme der eidesstattlichen Versicherung wegen Tilgung der
Forderung durch Ratenzahlung, hat auf die Gebühr des § 27 a
GVKostG keinen Einfluss.

3. Hat der Gläubiger nicht bereits im Auftrag sein Einver-
ständnis mit Ratenzahlungen zum Ausdruck gebracht, muss
der Gerichtsvollzieher unter Beifügung einer Abschrift des
Protokolls um Genehmigung zur Einziehung von Raten nach-
suchen (§ 185 h Nr. 6 GVGA). Gegen den Ansatz von
Schreibauslagen bestehen daher keine Bedenken, selbst wenn
kein ausdrücklicher Antrag auf Protokollabschrift gestellt ist.
Es handelt sich um Abschriften hinsichtlich derer eine Pflicht
zu Erteilung besteht (§ 36 I Nr. 1 a) GVKostG).

Auch wenn der Gläubiger bereits sein Einverständnis er-
klärt hatte, dürfte es notwendig sein, ihn über die Einzelheiten
des Ratenzahlungsverfahrens (§ 185 h Nr. 9 GVGA) zu infor-
mieren, obwohl § 185 h GVGA dies – anders als § 114 a Nr. 3,
5 GVGA – nicht ausdrücklich vorsieht. Auch dafür dürfte der
Schreibauslagenansatz gerechtfertigt sein.

4. Auch hier entstehen für die Entgegennahme der Raten
Hebegebühren nach § 27 I GVKostG. Liegen die Vorausset-
zungen vor, tritt eine Gebührenverdoppelung aufgrund von
§ 34 GVKostG ein.

5. Vordruckpauschalen entstehen nach den Vordruckver-
ordnungen der Länder für

● den Vollstreckungsauftrag

● den Auftrag auf Abnahme der eidesstattlichen Versiche-
rung

● jede versuchte oder bewirkte Zustellung im Verfahren auf
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung.

Dies bedeutet insbesondere, dass für die Ladung zu einem
neuen Termin auf Abnahme der eidesstattlichen Versicherung
für den Fall, dass die Forderung nicht getilgt wird (§ 185 h
Nr. 4 GVGA) erneut eine Vordruckpauschale erhoben werden
kann.

5. Die Fassung des § 185 h Nr. 6 GVGA enthält – anders
als § 114 a GVGA – keine ausdrückliche Aussage, wie die
Einziehung der Raten zu erfolgen hat. Es ist jedoch kein Grund
ersichtlich, warum hier eine Abholung von Raten und damit
ein Wegegeldansatz ausgeschlossen sein sollte.

IV. Ratenzahlung bei isoliertem Auftrag auf Abnahme der
eidesstattlichen Versicherung (§§ 900 III ZPO, 185 h
GVGA)

1. Auch bei einer Ratenzahlung bei isoliertem Auftrag auf
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung gilt das vorste-
hend unter III. 2. ausgeführte. Die Gebühr des § 27 a I
GVKostG kann erst nach Beendigung des Verfahrens auf Ab-
nahme der eidesstattlichen Versicherung erhoben werden.

2. Hinsichtlich der gegebenenfalls weiter anfallenden Ge-
bühren (Hebegebühren) und der Auslagen (Schreibauslagen,
Vordruckpauschale und Wegegeld) ergeben sich keine Beson-

derheiten, so dass auf das Vorstehende (Ziffer III. 3–5) Bezug
genommen werden kann.

V. Verwertungsaufschub nach Pfändung (§§ 813 a ZPO, 141
GVGA)

1. Mit der Pfändung ist die Gebühr des § 17 I GVKostG an-
gefallen. Nimmt die Pfändung längere Zeit in Anspruch
kommt eine Erhöhung der Gebühr gemäß § 17 III GVKostG in
Betracht.

2. Die Bestimmung des Versteigerungstermins löst keine
Gebühr aus, da es sich um die 1. Bestimmung des Termins
handelt. Voraussetzung für eine gebührenauslösende Termins-
bestimmung gemäß § 21 IV GVKostG ist aber die Bestim-
mung eines neuen Termins15).

Die jeweilige Verlegung des Versteigerungstermins auf
einen Termin nach dem Zahlungstermin löst dagegen die Ge-
bühr des § 21 IV GVKostG aus. Zwar fehlt es an einem aus-
drücklichen Antrag auf Terminsverlegung. Ein solcher liegt
jedoch in der Zustimmung des Gläubigers und im Ratenzah-
lungsangebot des Schuldners. Auch dem § 141 Nr. 4 GVGA
lässt sich entnehmen, dass der Ansatz von Terminsverlegungs-
kosten gerechtfertigt ist. Der Gerichtsvollzieher kann den Ver-
steigerungstermin auf einen Termin nach dem nächsten Zah-
lungstermin verlegen, d. h. eine Verpflichtung zur Verschie-
bung des Versteigerungstermins auf einen Termin nach dem
letzten Zahlungstermin besteht nicht. Damit kann die Gebühr
des § 21 IV GVKostG auch mehrfach anfallen.

Es stellt sich allerdings die Frage, ob es – wenn sich der
Schuldner als zuverlässig erweist – mit § 104 GVGA verein-
bar ist, dass jeweils ein Verwertungstermin nach dem nächsten
Zahlungstermin bestimmt wird.

3. Der Gläubiger kann einer Ratenzahlung widersprechen.
Der schriftliche Widerspruch oder ein Vermerk über einen
mündlichen bzw. fernmündlichen Widerspruch hat der Ge-
richtsvollzieher dem Schuldner zuzustellen (§ 141 Nr. 8
Satz 2 GVGA). Für die Zustellung entsteht keine Gebühr aus
§ 16 GVKostG. Soweit Schröder/Kay16) § 16 GVKostG für
anwendbar hält, weil es sich um eine Serviceleistung des Ge-
richtsvollziehers handle, hinsichtlich derer kein Anlass beste-
he, sie kostenrechtlich nicht zu berücksichtigen, vermag ich
mich dieser Ansicht nicht anzuschließen. Sicherlich wäre es
wünschenswert, wenn im Kostenansatz der Gerichte und Ge-
richtsvollzieher alle Leistungen angemessen berücksichtigt
werden könnten. Einiges spricht aber auch dafür, dass es sich
hier um eine Amtszustellung handelt. Die Zustellung von
Amts wegen stellt den Regelfall dar, es sei denn, es ist etwas
anderes bestimmt (§ 270 I ZPO)17). In § 813 a Abs. 2 ZPO fin-
det sich zur Zustellung des Widerspruchs keine Aussage. Die-
se ergibt sich allein aus § 141 Nr. 8 GVGA und ist dem Ge-
richtsvollzieher übertragen. Damit liegt hier ein Fall der §§ 11
II, 24 GVGA vor, der eine Gebühr nicht auslösen kann (Nr. 16
I GVKostGr).

4. In Ansatz gebracht werden kann für die Zustellung eines
Widerspruchs bzw. der Niederschrift über einen solchen die
Vordruckpauschale gemäß § 35 I Nr. 2 GVKostG in Verbin-
dung mit den Vordruckverordnungen der Länder, die eine

15) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,
9. Aufl., Rdnr. 27 zu § 21 GVKostG; Winterstein, Gerichtsvollzieher-
kostenrecht, 5. zu § 21 GVKostG.

16) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,
10. Aufl., Teil III Rdnr. 26.

17) Zöller, ZPO, 21. Aufl., Rdnr. 3 vor § 166 ZPO.
14) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,

10. Aufl., Teil III, Rdnr. 55.
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In der o. a. Abhandlung sind mir zwei Punkte aufgefallen,
die in der Praxis zu Mißverständnissen führen könnten und die
deshalb m. E. etwas relativiert werden müssen:

1. Vorschuß nach § 12 GVO
Auf Seite 18 zitieren die Verfasser die Abhandlung von

Kühn in DGVZ 1993, 135, wonach der Auslagenvorschuß
nach § 12 GVO auf das Privatkonto des Gerichtsvollziehers zu
überweisen ist.

Es handelt sich hier um dienstliche Gelder aus der Lan-
deskasse, an denen der Gerichtsvollzieher kein Eigentum er-
wirbt und die demzufolge auch nichts im Privatvermögen
des Gerichtsvollziehers zu suchen haben.1) Dieser Vorschuß
wird ihm von der Landeskasse lediglich zur Verfügung ge-

stellt, um erforderliche Auslagen bezahlen zu können und
den er mit der Landeskasse abrechnen muß. Vom Grundge-
danken her ist die Regelung des § 12 GVO nichts anderes
als eine Vorschußzahlung nach § 5 GVKostG, hier aller-
dings aus der Landeskasse in den Fällen, in denen von dem
Gläubiger kein Vorschuß erhoben werden kann. Mit der zi-
tierten Auffassung von Kühn müßte der Gerichtsvollzieher
auch vom Gläubiger die Überweisung auf sein Privatkonto
verlangen.

Richtig ist der Vorschuß auf das Dienstkonto zu überwei-
sen (§ 73 Nr. 7 GVO) und dann im Kassenbuch I (§ 69 Nr. 1
GVO) bis zu seiner Verwendung zu buchen. Später erfolgt wie
normal die Buchung im Kassenbuch II in den Spalten 4 bis 10,
weil nur dann der Gerichtsvollzieher die entsprechenden Aus-
lagen entnehmen darf (§ 11 Nr. 2 GVO). Der nichtverbrauchte
Vorschuß ist in Spalte 11 zu buchen und an die Landeskasse
zurückzuüberweisen. Zusätzlich erfolgt eine Buchung der tat-
sächlich angefallenen Auslagen in Spalten 12 und 13. Diese
Buchung dient zur Abrechnung mit der Landeskasse über den
erhaltenen Vorschuß.

Vordruckpauschale für jede versuchte oder bewirkte Zustel-
lung vorsehen.

5. Die Fassung des § 141 Nr. 2 GVGA enthält – anders als
§ 114 a GVGA – auch hier keine ausdrückliche Aussage, wie
die Zahlung der Raten zu erfolgen hat. Es ist jedoch auch hier
kein Grund ersichtlich, warum eine Abholung von Raten und
damit ein Wegegeldansatz ausgeschlossen sein sollte.

6. § 141 Nr. 6 GVGA sieht vor, dass der Gerichtsvollzieher
die Zahlungsvorschläge, die von ihm getroffenen Entschei-
dungen und die notwendige Belehrung des Schuldners im Ein-
zelnen im Protokoll zu vermerken hat. Er hat den Gläubiger
darüber zu unterrichten. Diese Unterrichtung erfolgt durch
Abschrift des Protokolls, so dass auch hier Schreibauslagen
gerechtfertigt sind, selbst wenn kein ausdrücklicher Antrag
auf Protokollabschrift gestellt ist (§ 36 I Nr. 1 a) GVKostG).

VI. Ratenzahlung bei Haftauftrag (§§ 186 Nr. 6, 114 a Nr. 1
GVGA)

1. Sieht der Gerichtsvollzieher wegen eines glaubhaften
Ratenzahlungsangebots des Schuldners von einer Verhaftung
ab (§ 186 Nr. 6 GVGA), kann eine Verhaftungsgebühr gemäß
§ 26 I GVKostG nicht erhoben werden. Die Verhaftungsge-
bühr entsteht für die durchgeführte Verhaftung18). Die Verhaf-
tung ist noch nicht abgeschlossen, wenn der Gerichtsvollzie-
her an Ort und Stelle erscheint oder der Schuldner auf entspre-
chende Aufforderung (§ 187 Nr. 1 GVGA) das Geschäftszim-
mer des Gerichtsvollziehers aufsucht. Es ist zusätzlich erfor-
derlich, dass der Schuldner nach gesetzlich vorgeschriebener
Befragung keine Zahlung leisten kann und daraufhin eine
förmliche, aus dem Protokoll ersichtliche Verhaftung
(§ 187 Nr. 2 GVGA), erfolgt. Unterbleibt eine solche, weil der
Schuldner glaubhaft macht, die Schuld innerhalb von 6 Mona-

ten zu tilgen, kann es zu einem Gebührenansatz aus § 26 I
GVKostG nicht kommen.

Denkbar und einer schnellen und einfachen Abwicklung
der Ratenzahlung dienlich wäre auch hier die Möglichkeit des
Ansatzes von Gebühren aus § 26 II GVKostG, der auf § 20
GVKostG verweist. Die vorstehenden Überlegungen zur An-
wendung des § 20 GVKostG (Ziffer I. 1) gelten daher in glei-
chem Maß auch für die Ratenzahlung im Rahmen des Verhaf-
tungsauftrags. Muss das Verfahren fortgeführt und mangels
Ratenzahlung eine Verhaftung durchgeführt werden, wäre die
Gebühr des § 26 II GVKostG auf die Gebühr des § 26 I
GVKostG anzurechnen. Erledigt sich der Verhaftungsauftrag
durch regelmäßige Ratenzahlung bleibt es bei dem Ansatz von
Gebühren aus § 26 II GVKostG.

2. Für die Entgegennahme der Raten entsteht auch hier die
Hebegebühr des § 27 I GVKostG. Auch bei Ratenzahlung im
Rahmen des Verhaftungsauftrags ist eine Verdoppelung der
Gebühren bei einer Tätigkeit zur Nachtzeit oder an Sonn- und
Feiertagen.

3. Durch die Verweisung in § 186 Nr. 6 S. 6 GVGA auf
§ 114 a GVGA ist der Gerichtsvollzieher wiederum ausdrück-
lich ermächtigt, die Raten abzuholen, mit der Folge, dass auch
Wegegeld anfallen kann. Wegen der Anzahl der Wege kann
auf die vorstehenden Anmerkungen (Ziffer I. 5.) Bezug ge-
nommen werden. Auch hinsichtlich des Ansatzes der Vor-
druckpauschale ergeben sich hier keine Besonderheiten.

4. Die Notwendigkeit des Ansatzes von Schreibauslagen
ergibt sich ebenfalls durch die Verweisung in § 186 Nr. 6 S. 6
GVGA auf § 114 a GVGA. § 114 a Nr. 3, 5 GVGA bestimmt,
dass der Gerichtsvollzieher den Gläubiger durch Protokollab-
schrift über Zeitpunkt und Höhe angebotener Raten, den Zah-
lungsweg, die Glaubhaftmachung und die Bewilligung von
Raten zu unterrichten hat. Gegen den Ansatz von Schreibaus-
lagen bestehen daher keine Bedenken, selbst wenn kein aus-
drücklicher Antrag auf Protokollabschrift gestellt ist. Es han-
delt sich um Abschriften hinsichtlich derer eine Pflicht zu Er-
teilung besteht (§ 36 I Nr. 1 a) GVKostG).

18) Schröder/Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,
10. Aufl., Rdnr. 10 zu § 26 GVKostG.

Anmerkungen zur Vorschußregelung
Zur Abhandlung von Gilleßen/Kernenbach in DGVZ 1999, Seite 17 ff.

Von Justizamtsrat Bernd Winterstein, Amtsgericht Augsburg – siehe auch Erwiderung von Gilleßen, DGVZ 2000, S. 72 ff. –

1) § 72 GVO: Der Gerichtsvollzieher hat fremde Geldbeträge,
Wertsachen und Kostbarkeiten getrennt von seinen eigenen unter si-
cherem Verschluß aufzubewahren.
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R E C H T S P R E C H U N G

§§ 885, 808 ZPO; § 164 BGB; § 154 GVG; § 35 GVKostG;
§§ 11, 48 GVO; §§ 139, 140, 180 GVGA

Der Gerichtsvollzieher schließt Verwahrungsverträge im
Sinne von § 885 Abs. 3, § 808 Abs. 2 S. 1 ZPO regelmäßig
als bevollmächtigter Vertreter des Justizfiskus.

BGH, Urteil v. 17. 6. 1999
– IX ZR 308/98 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :
Die Beklagte war im Angestelltenverhältnis Gerichtsvollzieherin beim

Amtsgericht P. Sie erteilte dem Kläger; der eine Spedition im Nahverkehr be-
treibt, von Oktober 1993 bis September 1994 im Rahmen von Räumungsvoll-
streckungen mehrere Aufträge zur Räumung von Mietwohnungen, zum Ab-
transport und zur Lagerung der in den Wohnungen befindlichen Gegenstände
sowie zu deren Entsorgung. Der Kläger hat von der Beklagten als Entgelt für
seine Tätigkeit Zahlung von insgesamt 58.378,30 DM nebst Zinsen begehrt. Die
Beklagte hat die Auffassung vertreten, nicht sie, sondern das Land Brandenburg
sei aus den Verträgen verpflichtet.

Das Landgericht hat dem Kläger mit Teilurteil 37.677,69 DM nebst 4 % ge-
staffelter Zinsen zugesprochen; wegen des weitergehenden, auf die Verurtei-
lungssumme entfallenden Zinsanspruchs hat es die Klage abgewiesen. Die Be-
rufung der Beklagten ist erfolglos geblieben. Mit ihrer zugelassenen Revision
verfolgt sie den Klageabweisungsantrag weiter.

Das Rechtsmittel ist begründet.

I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, die Verträge seien
von der Beklagten im eigenen Namen geschlossen worden.
Dies entspreche der herrschenden Meinung im Schrifttum,

insbesondere der Rechtsprechung des Reichsgerichts. Auch
der Gesetzgeber sei von einer eigenen Verpflichtung des Ge-
richtsvollziehers ausgegangen. §§ 48 GVO, 139 Nr. 4 GVGA,
35 GVKostG und 11 Nr. 2 GVO sprächen dafür, daß der Ge-
richtsvollzieher auch im übrigen zur Erfüllung seiner Aufga-
ben erforderliche Verträge im eigenen Namen abschließe. We-
sentliche – dem Kläger zumindest erkennbare – Umstände, die
ein Handeln im Namen des Justizfiskus oder des jeweiligen
Gläubigers nahelegen könnten, seien nicht ersichtlich. Eine
Ausweitung der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs, wo-
nach bei einem nicht vorschußpflichtigen Gläubiger ein La-
gervertrag im Namen des Justizfiskus geschlossen werde, auf
sämtliche von einem Gerichtsvollzieher geschlossenen Ver-
träge mit einem Dritten erscheine weder sinnvoll noch not-
wendig. Der Gerichtsvollzieher sei im Regelfall ausreichend
geschützt durch die Möglichkeit, vom Gläubiger Vorschüsse
anzufordern, Gebühren aus dem Erlös vorweg zu entnehmen
und bei unverschuldeter Uneinbringlichkeit Ersatz aus der
Landeskasse zu verlangen. Eine andere Betrachtung erscheine
auch nicht deswegen geboten, weil die Beklagte nicht als Be-
amtin, sondern als Angestellte beschäftigt worden sei.

II. Das Berufungsurteil hält der rechtlichen Überprüfung
nicht stand.

1. Verträge, die der Gerichtsvollzieher abschließt, um nicht
der Zwangsvollstreckung unterliegende Sachen gemäß § 885
Abs. 3 ZPO „anderweit in Verwahrung zu bringen“, unterlie-

Beispiel:

Der Gerichtsvollzieher hat 2000 DM Vorschuß nach § 12
GVO erhalten. An Auslagen sind ihm entstanden 2,20 DM
Porto, 0,80 DM Vordruck, 10 DM Wegegeld, 487 DM Lager-
kosten.

Der Gerichtsvollzieher bucht im Kassenbuch II wie folgt:

Erst jetzt kann der Gerichtsvollzieher 500 DM aus der
Kasse entnehmen (13 DM für sich und 487 DM für den Ver-
wahrer). Auch die Abrechnung mit der Landeskasse ist jetzt
kein Problem mehr: 500 DM würde der Gerichtsvollzieher aus
Spalte 13 erhalten, noch 500 DM hat er bereits erhalten, so daß
ihm 0,00 DM aus der Landeskasse zu erstatten sind.

2. Folgen der Nichtzahlung des Vorschusses

Wiederholt stellen die Verfasser fest, daß bei Nichtzah-
lung des Vorschusses die getroffenen Maßnahmen aufzuhe-
ben sind.2) Ich halte die Aussage, wenn sie so strikt ange-
wandt wird, für gefährlich. Die Literatur3) und die Recht-

Sp. 4 Sp. 9 Sp. 10 Sp. 11 Sp. 13

2000,00 10,00 490,00 1500,00 500,00

sprechung4) sind sich weitgehend einig, daß lediglich die ko-
stenauslösenden Maßnahmen aufzuheben sind. Lediglich
das AG Geilenkirchen spricht von einer Aufhebung der
Pfändung. Hartmann spricht sich ebenfalls für eine Pfän-
dungsaufhebung aus, wobei er aber als Begründung das LG
Aachen zitiert, das aber ebenfalls nur von einer Aufhebung
der Verwahrung spricht.

§ 5 GVKostG stellt fest, daß die Durchführung der Amts-
handlung, von der Zahlung eines Vorschusses abhängig ge-
macht werden kann. Nr. 9 Abs. 6 und 7 GVKostGr führt dazu
näher aus, daß die Erledigung nicht fortgesetzt wird, wenn der
Vorschuß nicht gezahlt wird. Keinesfalls besteht nach dem
Gesetz die Möglichkeit, beendete Amtshandlungen, die der
Gerichtsvollzieher, ohne Vorschuß zu verlangen, ausgeführt
hat, nachträglich wieder aufzuheben. Die durch die Pfändung
bestehende Verstrickung verursacht selbst keine Kosten. Ko-
sten entstehen durch die Verwahrung. Diese kann beendet
werden und die Sachen dem Schuldner zurückgegeben wer-
den, ohne daß die Pfändung aufgehoben werden muß. Der
Gläubiger verliert damit lediglich seinen Anspruch auf Siche-
rung der Pfandgegenstände.

Die von Gilleßen in seiner Anmerkung in DGVZ 1997,
Seite 31 aufgeführten Fälle, daß der Schuldner die Sachen
nicht zurücknimmt oder zurückgegebene Tiere bei dem
Schuldner zu füttern sind, lassen sich aus dem Gesetz ebenso
lösen. In diesen Fällen löst die Aufrechterhaltung der Pfän-
dung diese Kosten unmittelbar aus. In solchen Fällen und nur
in diesen kann auch die Pfändung, nach vorheriger Androhung
an den Gläubiger, aufgehoben werden.2) Z. B. Seite 19 und Seite 23.

3) Schröder-Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,
9. Auflage, Rdnr. 33 zu § 5 GVKostG; Winterstein, Gerichtsvollzie-
herkostenrecht, Anm. 4 zu § 5 GVKostG; Hartmann, Kostengesetze,
Rdnr. 13 zu § 5 GVKostG.

4) OLG Frankfurt, DGVZ 1982, 57; LG Aachen, DGVZ 1989,
23; AG Geilenkirchen, DGVZ 1997, 30.
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gen ebenso wie Verträge zur Verwahrung gepfändeter Gegen-
stände, die nicht im Gewahrsam des Schuldners verbleiben
(§ 808 Abs. 2 Satz 1 ZPO), dem bürgerlichen Recht (RGZ
102, 77, 79 f.; 145, 204, 209; BGHZ 89, 82, 84).

Ausdrücklich hat die Beklagte die Verträge mit dem Klä-
ger nicht im eigenen Namen geschlossen. Soweit die Beklagte
die Aufträge schriftlich erteilte, geschah dies auf fallbezogen
ausgefüllten Vordrucken mit folgendem Wortlaut:

„... In der Zwangsvollstreckungssache ... gegen ... bin ich auf
Grund der gesetzlichen Unterlagen mit der zwangsweisen
Räumung des Grundstücks – der Wohnung – des Geschäftslo-
kals – in ... beauftragt und werde dieselbe am ..., ... Uhr vor-
nehmen. Zu räumen sind in der ... Etage ... Zimmer sowie ...“

Danach bleibt offen, in wessen Namen die Beklagte han-
delte. Daß die Beklagte mündliche Aufträge ausdrücklich im
eigenen Namen erteilte, hat der Kläger nicht vorgetragen. Den
angeblich zwischen dem Kläger und den Gerichtsvollziehern
beim Amtsgericht P. abgeschlossenen und dem Amtsgericht
zur Genehmigung übersandten „Pfandkammervertrag“, in
dem es unter Nr. 7 heißt:

„... Vertragsparteien bei der Inanspruchnahme von Leistungen
des Pfandgehilfen sind der auftragsgebundene Gerichtsvoll-
zieher als Beauftragter der Partei und der Pfandgehilfe.

Die Haftung der Justizverwaltung scheidet in jedem Fall aus
...“,

hat die Beklagte nicht unterzeichnet.

2. Nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts kommen
Verwahrungsverträge nach § 808 Abs. 2 und § 885 Abs. 3
ZPO zwischen dem Verwahrer und dem Gerichtsvollzieher
persönlich zustande (RGZ 102, 77, 79; 145, 204, 207 f.). Das
soll auch dann gelten, wenn der Gerichtsvollzieher den Ver-
trag nicht ausdrücklich im eigenen Namen abschließt. In der
Entscheidung RGZ 145, 204, 208 hat das Reichsgericht dies
daraus gefolgert, daß es im konkreten Fall (dem ein nach § 808
Abs. 2 Satz 1 ZPO abgeschlossener Verwahrungsvertrag zu-
grunde lag) an der Einrichtung staatlicher Pfandkammern ge-
fehlt habe und Pfandkammern auch nicht aufgrund von Ver-
trägen zwischen Jusitzverwaltung und privaten Unternehmen
bereit gestellt worden seien. Vielmehr habe der Gerichtsvoll-
zieher gemäß § 22 GVO – soweit nach Lage der Verhältnisse
erforderlich – eine Pfandkammer auf eigene Kosten halten
müssen. Für die Aufbewahrung in einer von ihm selbst vorge-
haltenen Pfandkammer könne der Gerichtsvollzieher einen an-
gemessenen Betrag als bare Auslagen ansetzen (§ 75 Nr. 4
GVGA). Die Kosten der Verwahrung von Gegenständen, die
er in Ermangelung einer solchen Pfandkammer nach § 75
Nr. 7 GVGA einem besonders bestellten Verwalter zu überge-
ben habe, würden ihm als bare Auslagen vergütet (§ 16 Nr. 7
GebO. f. GV.). Schuldner der Auslagen des Gerichtsvollzie-
hers sei der Auftraggeber; der Gerichtsvollzieher könne die
Übernahme des Geschäfts von der Zahlung eines zur Deckung
der baren Auslagen hinreichenden Vorschusses abhängig ma-
chen (§ 21, 22 GebO. f. GV.). Diese Vorschriften sprächen
gegen ein Handeln der Gerichtsvollzieher im Namen des Ju-
stizfiskus. Mit der getroffenen Regelung wäre ferner die An-
nahme, daß die Gerichtsvollzieher bei Beschluß der Lagerver-
träge zu privatrechtlicher Vertretung des Fiskus ermächtigt ge-
wesen seien, nicht zu vereinbaren. In einer Rundverfügung des
Preußischen Justizministers vom 4. Februar 1932 werde denn
auch auf die Klarstellung Wert gelegt, daß der Abschluß der-
artiger Verträge „eine persönliche Angelegenheit der beteilig-
ten Gerichtsvollzieher bleibe“.

Der Bundesgerichtshof hat sich durch diese Erwägungen
nicht gehindert gesehen, in einem Fall, in dem ein nach § 8
Abs. 1 GVKostG von der Zahlung der Kosten befreites Bun-

desland aufgrund eines Arrestes den Gerichtsvollzieher eines
anderen Bundeslandes mit der Pfändung von Holz beauftragt
und dieser das Holz einem Lagerhalter überlassen hatte, einen
konkludent geschlossenen Vertrag zwischen dem Lagerhalter
und der Anstellungskörperschaft des Gerichtsvollziehers an-
zunehmen (BGHZ 89, 82, 84 ff.). Damit hat der Bundesge-
richtshof – wenn auch zunächst beschränkt auf einen Sonder-
fall – die überkommene Rechtsprechung grundsätzlich in
Frage gestellt. Dies macht sein Hinweis deutlich, wieweit an
der Rechtsprechung des Reichsgerichts festzuhalten sei, brau-
che hier nicht abschließend entschieden zu werden (a. a. O.
S. 85).

Die angeführte Entscheidung des Bundesgerichtshofs ist
dahin fortzuentwickeln, daß in den Fällen, in denen eine an-
derweitige gesetzliche Regelung fehlt und der Gerichtsvollzie-
her nicht ausdrücklich im eigenen Namen handelt, die Um-
stände regelmäßig ergeben (§ 164 Abs. 1 Satz 2 BGB), der
Gerichtsvollzieher schließe den Vertrag im Namen des Justiz-
fiskus.

Der Gerichtsvollzieher ist Beamter (§ 154 GVG) oder –
gemäß Einigungsvertrag Anl. I Kap. III Sachgeb. A
Abschn. III Nr. 1 Buchst. q Abs. 2 in den neuen Bundeslän-
dern – Angestellter des öffentlichen Dienstes. Er nimmt insbe-
sondere bei der Vollstreckung hoheitliche Aufgaben des Staa-
tes wahr. Verletzt er schuldhaft seine Amtspflichten, so haftet
der Staat nach Art. 34 GG. § 839 BGB (vgl. BGB-RGRK/
Kreft, 12. Aufl. § 839 Rdnr. 265, 378 f.). Es ist ungewöhnlich,
daß ein Beamter, der gehalten ist, zur Erfüllung seiner Amts-
pflichten privatrechtliche Verträge abzuschließen, dies nicht
im Namen der Körperschaft tut, deren Aufgaben er wahr-
nimmt, sondern daß er sich im eigenen Namen verpflichtet. So
wird es als selbstverständlich angesehen, daß ein Polizeibeam-
ter, der zur Beseitigung einer Störung der öffentlichen Sicher-
heit oder Ordnung – etwa eines falsch parkenden Kraftfahr-
zeugs – mit einem Dritten (Abschleppunternehmer) einen pri-
vatrechtlichen Vertrag schließt, im Namen der Anstellungs-
körperschaft und nicht im eigenen Namen handelt (vgl. BGH,
Urt. v. 14. Dezember 1976 – VI ZR 251/73, NJW 1977, 628,
629; v. 11. Juli 1978 – VI ZR 138/76, NJW 1978, 2502, 2503).
Für einen Gerichtsvollzieher gilt grundsätzlich das gleiche.

Den Vorschriften des geltenden Gerichtsvollzieherrechts,
die mit den vom Reichsgericht angeführten Normen vergleich-
bar sind, ist etwas anderes ebensowenig zu entnehmen wie
§ 139 Nr. 4, § 180 Nr. 5 GVGA. Daß der Gerichtsvollzieher –
soweit erforderlich – eine Pfandkammer auf eigene Kosten zu
unterhalten hat (§ 48 GVO) und für die Aufbewahrung von
Gegenständen in einer solchen Pfandkammer einen angemes-
senen Betrag als bare Auslagen ansetzen darf (§ 140 Nr. 2
Satz 1 GVGA), bedeutet nicht, daß er auch Lagerverträge und
vergleichbare Vereinbarungen im eigenen Namen schließen
muß. Das gleiche gilt für § 35 Abs. 1 Nr. 8 GVKostG, wonach
als Auslagen u. a. die für die Verwahrung von Sachen aufzu-
bringenden Beträge erhoben werden. Darüber, wer diese Be-
träge aufzubringen hat, verhält sich die Vorschrift nicht. Daß
dem Gerichtsvollzieher nach § 11 Nr. 2 GVO als Entschädi-
gung für den Aufwand bei der Erledigung der Aufträge die
von ihm vereinnahmten Auslagen gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 2–11
GVKostG überlassen werden, läßt ebenfalls nicht zwingend
darauf schließen, der Gesetzgeber habe dem Gerichtsvollzie-
her anlasten wollen, die nach § 808 Abs. 2, § 885 Abs. 3 ZPO
erforderlichen Verträge im eigenen Namen abzuschließen.
Vielmehr läßt § 11 Nr. 2 GVO auch die Auslegung zu, daß der
Gerichtsvollzieher in den Fällen, in denen er für die Auslagen
in Vorlage getreten ist, zur Kompensation die vereinnahmten
Auslagen erhält. Darauf deutet der Umstand hin, daß § 11
Nr. 2 GVO auch die Auslagen erfaßt, die durch an Zeugen,
Sachverständige, Dolmetscher und Übersetzer zu zahlende



DGVZ 1999, Nr. 11 169

Beträge (vgl. etwa § 150 Nr. 4, § 132 Nr. 8 GVGA) erwachsen
(§ 35 Abs. 1 Nr. 5 GVKostG). Die Annahme, daß der Ge-
richtsvollzieher mit diesen Personen privatrechtliche Verträge
im eigenen Namen abschließen könnte, liegt fern. Für das
Land Brandenburg ist aus § 11 Nr. 2 GVO zudem deshalb
nichts für einen Vertragsschluß des Gerichtsvollziehers im ei-
genen Namen zu entnehmen, weil diese Norm in Brandenburg
nur einen sehr eingeschränkten Geltungsbereich hat. Nach
Nr. 8 der AV des Ministers der Justiz vom 10. April 1991
(JMBl. Brandenburg 1991 Nr. 2 v. 2. Mai 1991 S. 2 f.) hat der
Gerichtsvollzieher die von ihm bei der Erledigung der Aufträ-
ge vereinnahmten Auslagen bis auf hier nicht erhebliche Aus-
nahmen an die Landeskasse abzuführen. Darüber hinaus nötigt
auch § 11 Nr. 3 GVO, wonach die Auslagen, die nach Nr. 2
ohne Verschulden des Gerichtsvollziehers nicht eingezogen
werden können, ihm (mit Ausnahme der Wegegelder, § 35
Abs. 1 Nr. 9 GVKostG) aus der Landeskasse zu ersetzen sind,
nicht zu der Annahme, der Gerichtsvollzieher habe sich per-
sönlich zu verpflichten. Vielmehr kann diese Norm dahin ver-
standen werden, daß der Gerichtsvollzieher, der die vertrag-
lich vereinbarten Lager- oder sonstigen Kosten vorschießt,
aber nicht in der Lage ist, den Gegenwert von einem Kosten-
schuldner (§ 3 GVKostG) einzuziehen, diese Auslagen aus der
Landeskasse nur dann ersetzt erhalten soll, wenn ihn an der
Nichteinziehung kein Verschulden trifft. Schließlich ist die in
§ 5 GVKostG angeordnete Vorschußpflicht des Gläubigers
für die Frage, in wessen Namen die in Rede stehenden Verträ-
ge geschlossen werden, ohne Aussagekraft. Für eine der
Rundverfügung des Preußischen Justizministers vom 4. Fe-
bruar 1932 vergleichbare Vorschrift im Land Brandenburg hat
der Kläger nichts vorgetragen.

Fehlt es danach an hinreichend klaren Vorschriften dazu,
daß Gerichtsvollzieher im Land Brandenburg nach § 808
Abs. 2, § 885 Abs. 3 ZPO erforderliche Verträge mit Dritten
im eigenen Namen zu schließen haben, ist nach den Umstän-
den im Zweifel davon auszugehen, daß die Gerichtsvollzieher
bei Abschluß derartiger Verträge im Namen des Landes han-
deln, als dessen Bedienstete sie die hoheitliche Aufgabe der
Zwangsvollstreckung durchführen. Für den Vertragspartner,
der weiß, daß er mit einem Gerichtsvollzieher abschließt, wel-
cher den Vertrag in Erfüllung seiner hoheitlichen Aufgaben
eingeht, ist regelmäßig hinreichend deutlich, daß der Gerichts-
vollzieher nicht im eigenen Namen, sondern für den Justizfis-
kus handelt (vgl. in diesem Zusammenhang BGH, Urt. v.
13. Oktober 1994 – IX ZR 25/94, WM 1994, 2233, 2234 zum
unternehmensbezogenen Geschäft).

Die Vertretungsmacht des Gerichtsvollziehers, das Land
zu verpflichten, ergibt sich unmittelbar aus § 808 Abs. 2,
§ 885 Abs. 3 ZPO. Wenn der Gerichtsvollzieher nach diesen
Normen gehalten ist, die betreffenden Gegenstände bei einem
Dritten in Verwahrung zu bringen, die entsprechenden Verträ-
ge aber nicht im eigenen Namen abzuschließen braucht, so
liegt darin zugleich die Berechtigung, die Verträge mit Wir-
kung für den Justizfiskus abzuschließen. Eine dritte Möglich-
keit gibt es nicht. Bereits das Reichsgericht hat zutreffend aus-
geschlossen, daß der Gerichtsvollzieher als Vertreter von
Gläubiger oder Schuldner handelt (RGZ 120, 77, 79).

Die Meinung des Berufungsgerichts, eine Weiterentwick-
lung der Rechtsprechung über BGHZ 89, 82 hinaus sei weder
sinnvoll noch notwendig, wird den berechtigten Interessen des
Gerichtsvollziehers nicht gerecht. Würde er aus den in Wahr-
nehmung seiner Amtspflichten geschlossenen Verträgen
selbst verpflichtet, wäre er stets dem ersten Zugriff des Ver-
tragspartners ausgesetzt. Er hätte für alle schuldhaften Ver-
tragsverletzungen einzustehen, auch soweit sie nur auf leichter
Fahrlässigkeit oder auf dem Verschulden von Erfüllungsgehil-
fen beruhen. Ersatz von uneinbringlichen Auslagen könnte er

nur verlangen, wenn ihn keinerlei Verschulden an der Nicht-
einziehbarkeit trifft (§ 11 Nr. 3 GVO). Das widerspräche § 44
Abs. 1, 2 LBG Brandenburg (vgl. auch § 78 Abs. 1 BBG, § 46
Abs. 1 BRRG) in Verbindung mit § 14 BAT, wonach ein Be-
amter oder ein Angestellter im öffentlichen Dienst bei einer
Pflichtverletzung nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
haftet, und wäre im Hinblick auf die wirtschaftliche Stellung
des Gerichtsvollziehers als eines Beamten des mittleren Dien-
stes oder eines vergleichbaren Angestellten auch aus sozialen
Gründen nicht angemessen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Die vom Bundesgerichtshof aufgehobene Entscheidung
des Brandenburgischen Oberlandesgerichts ist in DGVZ
1998, S. 169–171, abgedruckt.

§§ 929 Abs. 2, 936, 187 Abs. 1 ZPO; § 192 Abs. 2 GVGA

1. Die nach §§ 929 Abs. 2, 936 ZPO erforderliche Zustel-
lung der einstweiligen Verfügung im Parteibetrieb kann
nicht durch Zustellung des Urteils von Amts wegen ersetzt
werden.

2. Als eine die Zustellung nach § 929 Abs. 2 ZPO ersetzende
Maßnahme der Vollziehung kann grundsätzlich auch nicht
die im Zusammenhang mit der Zustellung der Klage im
Hauptsacheverfahren erfolgte Übermittlung einer Kopie
der einstweiligen Verfügung angesehen werden.

3. Die Überschreitung der Vollziehungsfrist des § 929
Abs. 2 ZPO kann nicht gemäß § 187 Abs. 1 ZPO geheilt
werden.

Brandenburgisches OLG, Urteil v. 30. 6. 1999
– 7 U 10/99 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Antrag des Klägers auf Aufhebung der gegen ihn ge-
richteten einstweiligen Verfügung des Landgerichts wegen
Versäumung der Vollziehungsfrist ist begründet. Der Aufhe-
bungsanspruch ergibt sich aus §§ 927 Abs. 1, 936 ZPO. Da-
nach ist die einstweilige Verfügung auf Antrag wegen verän-
derter Umstände aufzuheben. Der hier maßgebliche Umstand
ist die Versäumung der Vollziehungsfrist gemäß §§ 929
Abs. 2, 936 ZPO. Danach ist die Vollziehung einer Urteilsver-
fügung unstatthaft, wenn seit der Verkündung des Urteils ein
Monat verstrichen ist. Die fristwahrende Vollziehung einer
einstweiligen Verfügung muß im Regelfall durch Zustellung
im Parteibetrieb erfolgen. Dies gilt trotz der Zustellung von
Amts wegen gemäß §§ 317, 270 ZPO auch für die durch Urteil
ausgesprochene einstweilige Verfügung (Zöller/Vollkommer,
ZPO, 21. Aufl. § 929 Rdnr. 12, 16).

Unstreitig ist das angefochtene Urteil des Landgerichts
vom 4. 11. 1998, das die Unterlassungsverfügung gegen den
Kläger ausspricht, dem Kläger vom Beklagten nicht im Partei-
betrieb in der Monatsfrist des § 929 Abs. 2 ZPO zugestellt
worden. Diese Frist beginnt bei einer Entscheidung über den
Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung durch Urteil
bereits mit der Verkündung des Urteils, also am 4. 11. 1998.
Die Frist ist mithin am 4. 12. 1998 verstrichen. Innerhalb die-
ser Frist ist keine Zustellung im Parteibetrieb erfolgt.

Die Zustellung des Urteils von Amts wegen ersetzt die
nach §§ 929 Abs. 2, 936 ZPO erforderliche Zustellung der
einstweiligen Verfügung im Parteibetrieb nicht. Allerdings hat
der IX. Zivilsenat des BGH wiederholt ausgesprochen, daß die
wirksame Vollziehung einer durch Urteil ergangenen und
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somit von Amts wegen zugestellten Unterlassungsverfügung
auch anders als durch Zustellung im Parteibetrieb denkbar ist
(BGH NJW 1990, 122; BGHZ 120, 73, 79).

Die Amtszustellung kann jedoch nicht als eine die Zustel-
lung einer einstweiligen Verfügung im Parteibetrieb ersetzen-
den Maßnahme der Vollziehung angesehen werden. Der
Amtszustellung fehlt – weil sie vom Gericht veranlaßt wird –
das „spezifisch vollstreckungsrechtliche Element“, daß der
Gläubiger tätig wird und seinen Willen kundgibt, von dem
Titel Gebrauch zu machen (BGHZ 120, 73, 79; OLG Frankfurt
NJW-RR 1987, 764, 765).

Als eine die Zustellung des die einstweilige Verfügung
aussprechenden Urteils ersetzende Maßnahme der Vollzie-
hung kann auch nicht die Zustellung der Klage des Beklagten
vom 25. 11. 1998, die am 27. 11. 1998 beim Landgericht Pots-
dam einging, angesehen werden. Dieser Klageschrift soll zwar
als Anlage eine Kopie des hier angefochtenen Urteils des
Landgerichts Potsdam beigefügt gewesen sein. Die Klage-
schrift ist jedoch erst am 7. 12. 1998 dem Kläger persönlich
zugestellt worden. Bereits zu diesem Zeitpunkt war die Voll-
ziehungsfrist gemäß § 929 Abs. 2 ZPO verstrichen. Dies gilt
um so mehr für den 10. 12. 1998, an dem die Klage von dem
Kläger in diesem Verfahren Rechtsanwalt Dr. R. zugeleitet
wurde. Tatsächlich handelte es sich auch bei Rechtsanwalt
Dr. R. nicht um den Prozeßbevollmächtigten des Klägers aus
dem einstweiligen Verfügungsverfahren; dieses war vielmehr
Rechtsanwalt R. Der Zugang der Klageschrift und der ihr nach
Darstellung des Beklagten als Anlage beigefügten Kopie des
angefochtenen Urteils ist dem Kläger mithin nicht nur außer-
halb der Vollziehungsfrist zugegangen. Sie ist als Maßnahme
der Vollziehung ferner deshalb ungeeignet, weil sie nicht dem
Prozeßbevollmächtigten des Klägers in diesem Verfahren in
der ersten Instanz gemäß § 176 ZPO zugestellt wurde.
Schließlich scheitert die Annahme einer Maßnahme der Voll-
ziehung der einstweiligen Verfügung daran, daß die Übermitt-
lung der Kopie derselben lediglich als Anlage in einem ande-
ren – wohl dem „Hauptsacheverfahren“ – erfolgte. Diese
Übermittlung der einstweiligen Verfügung ist nicht geeignet,
dem Kläger als Verfügungsgegner kundzutun, daß der Beklag-
te als Gläubiger von diesem Titel Gebrauch machen will. Dies
gilt jedenfalls dann, wenn in der Klageschrift im Zusammen-
hang mit der Überreichung der Kopie der einstweiligen Verfü-
gung nicht nachdrücklich auf die Absicht des Vollzuges der-
selben hingewiesen wird. Dafür, daß das der Fall war, ist je-
doch nichts vorgetragen worden.

Die Überreichung einer Ausfertigung des angefochtenen
Urteils durch den Prozeßbevollmächtigten des Beklagten an
den Kläger persönlich im Termin zur mündlichen Verhand-
lung vor dem Senat ist ebenfalls nicht geeignet, eine Vollzie-
hung der einstweiligen Verfügung darzutun. Zum einen er-
folgte die Überreichung der Urteilsausfertigung mehr als fünf
Monate nach Verstreichen der Vollziehungsfrist. Zum ande-
ren wäre der richtige Adressat der Zustellung im Parteibetrieb,
wie vorstehend ausgeführt, Rechtsanwalt R. gewesen.

Die nach Schluß der mündlichen Verhandlung vom Be-
klagten veranlaßten Zustellungen von Ausfertigungen des an-
gefochtenen Urteils an Rechtsanwalt R. und Rechtsanwalt
Dr. R. sind bereits deshalb unbeachtlich, weil sie erst nach
Schluß der mündlichen Verhandlung erfolgten. Nur der Voll-
ständigkeit halber sei auch insoweit auf die erhebliche Über-
schreitung der Vollziehungsfrist, insbesondere hinsichtlich
der nunmehr wohl § 176 ZPO genügenden Zustellung der Ur-
teilsausfertigung an Rechtsanwalt R. verwiesen.

Eine Heilung der Zustellungsversuche des Beklagten
gemäß § 187 ZPO kommt nicht in Betracht.

Es fehlt bereits an einer Zustellungshandlung, hinsichtlich
derer sich eine formgerechte Zustellung nicht nachweisen
ließe. Nur in diesem Falle könnte eine Heilung der nicht form-
gerechten Zustellung bei Nachweis des Zugangs des Schrift-
stücks eintreten.

Die Amtszustellung des angefochtenen Urteils ist auch
keine vom Beklagten als Partei veranlaßte Zustellung, hin-
sichtlich derer eine Heilung eines eventuell formal verun-
glückten Zustellungsversuches in Betracht gezogen werden
könnte. Bereits die Zustellung der Klageschrift des Beklagten
vom 25. 11. 1998 an den Kläger, in dessen Anlage sich eine
Kopie des angefochtenen Urteils befunden haben soll, ist au-
ßerhalb der Vollziehungsfrist erfolgt, so daß dahinstehen
kann, ob in der Übermittlung der Kopie des angefochtenen Ur-
teils auf diesem Wege an den Kläger persönlich und nicht den
Prozeßbevollmächtigten aus dem einstweiligen Verfügungs-
verfahren eine zu heilende Zustellung zu sehen wäre. Die
Überschreitung der Vollziehungsfrist gemäß § 929 Abs. 2
ZPO steht weder zur Disposition der Parteien noch des Gerich-
tes. Die Überschreitung dieser Frist kann nicht gemäß § 187
Abs. 1 ZPO geheilt werden; dies würde dem Ziel der von
§ 929 Abs. 2 ZPO gesetzten Vollziehungsfrist widersprechen,
den Schuldner davor zu schützen, daß die einstweilige Verfü-
gung unter – aufgrund des Zeitablaufes – wesentlich veränder-
ten Umständen vollzogen werden kann (Zöller/Vollkommer,
a. a. O., § 929 Rdnr. 3).

Anmerkung der Schriftleitung:

Mit dem durch vorstehende Entscheidung aufgehobenen
Urteil war dem Geschäftsführer einer GmbH unter Andro-
hung von Ordnungsgeld bzw. Ordnungshaft im Wege der
einstweiligen Verfügung untersagt worden, bis zur rechtskräf-
tigen Entscheidung über die Wirksamkeit seiner Abberufung
irgendwelche Geschäftsführungs- und Vertretungshandlun-
gen für diese Gesellschaft vorzunehmen. Dieses Urteil wurde
lediglich von Amts wegen zugestellt.

Die obige Entscheidung des Brandenburgischen Oberlan-
desgerichts steht im Widerspruch zu § 192 Abs. 2 GVGA, wo-
nach die Zustellung der durch Urteil erlassenen einstweiligen
Verfügung sowohl von Amts wegen wie auch im Parteibetrieb
zulässig ist. Da die Amtszustellung von Urteilen gem. § 317
Abs. 1 ZPO obligatorisch ist, kann diese Anweisung nur so
verstanden werden, daß bereits die Amtszustellung des Urteils
ggf. die Fristen des § 929 Abs. 2 u. 3 wahrt, wenn sie inner-
halb eines Monats nach Verkündung (§ 929 Abs. 2 ZPO) er-
folgt ist, wogegen die durch Beschluß erlassene einstweilige
Verfügung gem. § 922 Abs. 2 ZPO stets im Parteibetrieb zuzu-
stellen und dabei ggf. die mit dem Vollzug beginnende Wo-
chenfrist des § 929 Abs. 3 ZPO besonders zu beachten ist.

Auch im Lichte der Entscheidung des Brandenburgischen
Oberlandesgerichts betrachtet, erscheint die Anweisung des
§ 192 Abs. 2 GVGA zutreffend und eine Korrektur derselben
nicht erforderlich. Während die Vollziehung innerhalb der
Monatsfrist des § 929 Abs. 2 ZPO begonnen haben muß, wird
durch § 929 Abs. 3 S. 1 ZPO lediglich der Vollzug vor der in
§ 750 ZPO generell vorgeschriebenen Zustellung des Titels
erlaubt und die Wirksamkeit der Vollziehung davon abhängig
gemacht, daß die Zustellung innerhalb einer Woche nachge-
holt wird. Diese Zustellung hat aber nur den Sinn, dem
Schuldner von dem Vollstreckungstitel Kenntnis zu geben, was
durch die von Amts wegen erfolgte Urteilszustellung bereits
gewährleistet ist. Die Benachrichtigung des Schuldners von
erfolgten Vollstreckungsmaßnahmen (z. B. Sachpfändung,
Forderungspfändung), ist durch andere Vorschriften (z. B.
§§ 763, 929 Abs. 2 ZPO) sichergestellt. In bestimmten Fällen
besteht die Vollziehung einer einstweiligen Verfügung jedoch
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bereits in deren Zustellung. Bei der durch Urteil ergangenen
Unterlassungsverfügung, wie sie das obige Urteil zum Gegen-
stand hat, wird dem Schuldner durch die Amtszustellung des
die Androhung von Ordnungsmitteln enthaltenden Urteils
deutlich gemacht, was von ihm verlangt wird, so daß für eine
nochmalige Zustellung des Urteils im Wege der Parteizustel-
lung keine Notwendigkeit zu sehen ist (siehe hierzu Vollkom-
mer in Zöller, ZPO, 21. Aufl., § 929 Rdnr. 12 u. 18, sowie
Brox/Walker, Zwangsvollstreckungsrecht, 4. Aufl. Rdnr. 1536,
1653 u. 1654). Wenn der Schuldner durch die Amtszustellung
von dem Urteilsspruch bereits Kenntnis erlangt hat, erscheint
es wenig einsichtig, daß der Gläubiger dem Schuldner durch
nochmalige Zustellung im Wege des Parteibetriebs zu ver-
deutlichen hat, daß er von dem Urteil auch Gebrauch zu
machen gedenkt. Dies hat er mit seinem Antrag, in den Ur-
teilsspruch die Androhung von Zwangsmitteln aufzunehmen,
bereits getan. Die Notwendigkeit weiterer Vollstreckungsmaß-
nahmen des Gläubigers (Antrag auf Festsetzung von Ord-
nungsgeld oder Ordnungshaft gem. § 890 Abs. 1 ZPO) ergibt
sich erst, wenn der Schuldner dem Urteil zuwiderhandelt.

§§ 829, 929 Abs. 2, 3, 750, 751, 845 ZPO; § 193 Nr. 11
GVGA

1. Die Vollziehungsfrist von einem Monat des § 929 Abs. 2
ZPO ist gewahrt, wenn der Gläubiger bei dem zuständigen
Vollstreckungsorgan rechtzeitig einen Antrag auf Vornah-
me von Vollstreckungshandlungen stellt.

2. Bei der Arrestvollziehung durch Forderungspfändung
beginnt die Wochenfrist des § 929 Abs. 3 S. 2 ZPO erst mit
der Zustellung des Pfändungsbeschlusses an den Dritt-
schuldner.

OLG Frankfurt/M., Beschl. v. 6. 10. 1998
– 26 W 121/98 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :
I. Mit Beschluß vom 10. März 1998 ordnete das Landgericht wegen und in

Höhe eines Anspruchs des Beschwerdegegners in Höhe von 561.000 DM den
dringlichen Arrest in das Gesamtvermögen des Schuldners an. In Vollziehung
dieses Arrestes wurde die angebliche Forderung des Schuldners auf ... gegen die
weitere Beteiligte zu 2. in Höhe von 123.289 DM gepfändet.

Der Beschluß wurde dem Beschwerdegegner am 16. März 1998 zugestellt;
am 23. März 1998 beantragte er beim zuständigen Gerichtsvollzieher die Zustel-
lung des Arrest-Pfändungsbeschlusses an die Drittschuldnerin (weitere Beteilig-
te zu 2.). Dieser wurde der Beschluß am 24. März 1998, dem Zustellungsbevoll-
mächtigten des Schuldners am 31. März 1998 zugestellt.

Im Hinblick auf einen der weiteren Beteiligten zu 2. darüber hinaus am
29. Juni 1998 zugestellten Pfändungs- und Überweisungsbeschluß des Amtsge-
richts Frankfurt am Main, durch den der Anspruch des Schuldners gegen die
weitere Beteiligte zu 2. auf ... in Höhe von 123.289 DM zu Gunsten der weiteren
beteiligten zu 1. nochmals gepfändet wurde, hinterlegte die weitere Beteiligte
zu 2. den Betrag zu Gunsten der Forderungsprätendenten unter Verzicht auf die
Rücknahme des hinterlegten Betrages.

Die weitere Beteiligte zu 1. erhob gegen den Arrest- und Pfändungsbe-
schluß des Landgerichts vom 10. März 1998 Erinnerung mit der Begründung,
die Vollziehungsfrist für den Arrest sei versäumt; denn seit dem Antrag auf
Zustellung des Pfändungsbeschlusses an die weitere Beteiligte zu 2. und bis zur
Zustellung des Arrestbeschlusses an den Schuldner sei mehr als eine Woche
verstrichen.

Das Landgericht hat mit der angegriffenen Entscheidung die Erinnerung zu-
rückgewiesen und zur Begründung ausgeführt, die Wochenfrist des § 929 Abs. 3
S. 2 ZPO sei gewahrt, weil der Arrestbeschluß am 31. März 1998 an den Schuld-
ner zugestellt worden sei und die Vollstreckungsmaßnahme mit Zustellung des
Pfändungsbeschlusses an die Drittschuldnerin am 24. März 1998 vollzogen
worden sei.

Gegen den der weiteren Beteiligten zu 1. zugestellten Beschluß hat sie so-
fortige Beschwerde eingelegt.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig, sie hat jedoch in der
Sache keinen Erfolg.

1. Die sofortige Beschwerde ist der nach § 793 Abs. 1 ZPO
statthafte Rechtsbehelf gegen die vom Arrestgericht als zu-
ständigem Vollstreckungsgericht (§ 930 Abs. 1 S. 3 i. V. m.
§ 766 Abs. 1 ZPO) getroffene Erinnerungsentscheidung.

Die zweiwöchige Beschwerdefrist (§ 577 Abs. 2 S. 1 ZPO)
ist eingehalten.

2. Die sofortige Beschwerde ist unbegründet.

2.1 Das Landgericht ist zutreffend von der Statthaftigkeit
der Vollstreckungserinnerung ausgegangen.

Die weitere Beteiligte zu 1. macht nämlich geltend, die Ar-
restvollziehung sei unwirksam, weil der Arrest nicht innerhalb
einer Woche nach Vollziehung zugestellt worden sei. Ein der-
artiger Mangel des Vollstreckungsverfahrens kann mit der
Vollstreckungserinnerung nach § 766 ZPO geltend gemacht
werden (BGH Rechtspfleger 1989, 248; Schuschke/Walker,
Vollstreckung und vorläufiger Rechtsschutz, § 929 Rdnr. 47;
Stein/Jonas/Grunsky, ZPO, 21. Auflage, § 929 Rdnr. 22; Zöl-
ler-Vollkommer, ZPO, 20. Auflage, § 929 Rdnr. 25; Senat,
Beschluß vom 12. 12. 1996 – 26 W 11/96 –).

Die weitere Beteiligte zu 1. ist auch erinnerungsbefugt,
denn sie ist durch die vorrangig erfolgte Pfändung des Be-
schwerdegegners in eigenen Rechten betroffen.

2.2 In der Sache rügt die weitere Beteiligte zu 1. jedoch zu
Unrecht, daß die Vollziehung des Arrestbefehls durch Pfän-
dung der Forderung des Schuldners gegen die Drittschuldnerin
wegen Versäumung der Zustellungsfrist des § 929 Abs. 3 S. 2
ZPO unwirksam sei.

a) Nach § 929 Abs. 3 S. 1 ZPO ist die Vollziehung des Ar-
restbefehls schon vor seiner Zustellung an den Schuldner zu-
lässig, die Vollziehung ist aber nach Satz 2 dieser Vorschrift
unwirksam, wenn die Zustellung an den Schuldner nicht inner-
halb einer Woche nach Vollziehung und vor Ablauf der Frist
des § 929 Abs. 2 erfolgt.

Der Fristenlauf hängt daher davon ab, was unter „Vollzie-
hung“ zu verstehen ist.

Das Gesetz enthält keine nähere Bestimmung darüber, was
den Begriff der Vollziehung ausmacht bzw. welche Tätigkei-
ten der Gläubiger entfalten muß, um einen Arrest zu vollzie-
hen. Dies ist durch Auslegung des sowohl für § 929 Abs. 2 als
auch Abs. 3 ZPO relevanten Begriffs zu ermitteln.

Eine heute in Rechtsprechung und Literatur nur noch ver-
einzelt vertretene ältere Auffassung verstand § 929 Abs. 2
ZPO dahin, daß noch derjenige Akt, durch den die Vollzie-
hung bewirkt wird, also nach § 930 Abs. 1 ZPO die Pfändung,
in die Frist fällt (RGZ 75, 179, 181 f.; OLG Stuttgart JW 1938,
695). Davon ausgehend sollte zur Fristwahrung nach § 929
Abs. 2 ZPO das Beginnen der Zwangsvollstreckung nicht aus-
reichend sein; vielmehr wurde die Beendigung der Arrestvoll-
ziehung verlangt. Diese Auffassung führte in der Praxis aber
dazu, daß die Vollstreckungsmöglichkeiten des Gläubigers
beschnitten wurden, weil es häufig gar nicht möglich war, die
Vollziehung innerhalb eines Monats zu beenden (vgl. Stein/
Jonas/Grunsky, ZPO, 21. Auflage, § 929 Rdnr. 11). Ein sol-
ches Ergebnis widerspricht dem Normzweck der gesetzlichen
Vorschrift. Auch ergibt sich aus § 932 Abs. 3 ZPO, daß bei der
Arresthypothek schon die Stellung des Eintragungsantrages
als Vollziehung gilt. Der Grundgedanke dieser Vorschrift, daß
die Zeitspanne bis zur Erledigung des Antrags vom Gläubiger
nicht beeinflußt werden kann und deshalb für die Frage der
Fristwahrung außer Betracht bleiben muß, trifft aber auch bei
der Arrestvollziehung durch Pfändung zu; auch hier kann der
Gläubiger nämlich die Tätigkeit anderer Vollstreckungsorga-
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ne nicht beschleunigen (so ausdrücklich Brox/Walker,
Zwangsvollstreckungsrecht, 5. Auflage, Rdnr. 1539 mit aus-
führlichen weiteren Nachweisen).

Deshalb entspricht es heute völlig herrschender Auffas-
sung (BGH WM 1990, 2089 f.; OLG Hamm NJW-RR 1990,
1536; NJW-RR 1993, 959 f.; Stein/Jonas/Grunsky, a. a. O.,
Rdnr. 13; MüKo-Heinze, ZPO, § 929 Rdnr. 7; Zöller-Voll-
kommer, ZPO, 20. Auflage, § 929 Rdnr. 10), daß der Arrest-
befehl vollzogen wird durch Zustellung des Arrestbefehls und
den rechtzeitigen Antrag des Gläubigers beim zuständigen
Vollstreckungsorgan auf Vornahme von Vollstreckungshand-
lungen.

Ausgehend von einem solchen Begriff der Vollziehung
soll die Wochenfrist des § 929 Abs. 3 S. 2 ZPO beginnen mit
dem Eingang des Antrags des Gläubigers auf Vornahme einer
Vollstreckungshandlung (OLG Frankfurt am Main (20. Zivil-
senat) Rpfl 1982, 32; Stein/Jonas-Grunsky, a. a. O.,
Rdnr. 21 a; MüKo-Heinze, a. a. O., Rdnr. 16; Zöller-Voll-
kommer, a. a. O., Rdnr. 24).

Unter Zugrundelegung dieser Auffassung wäre die streit-
gegenständliche Arrestpfändung allerdings unwirksam:

Mit Eingang des Antrags auf Arrestpfändung, der mit dem
Antrag auf Erlaß des dinglichen Arrestes verbunden war, also
am 10. März 1998 war die Frist des § 929 Abs. 3 S. 2 ZPO
zwar noch nicht in Lauf gesetzt. Denn bei der Forderungspfän-
dung auf der Grundlage des Arrestbefehls war die Zustellung
an den Drittschuldner Voraussetzung für die Wirksamkeit der
Pfändung.

Nach § 930 Abs. 1 S. 2 ZPO erfolgt die Pfändung nämlich
nach denselben Grundsätzen wie jede andere Pfändung. Da
das Gesetz für die Pfändung aufgrund eines Arrestes keine ab-
weichenden Vorschriften enthält, gilt – worauf das Landge-
richt zu Recht hingewiesen hat – auch § 829 ZPO einschließ-
lich seines 3. Absatzes. Da somit die Zustellung an den Dritt-
schuldner auch bei der aufgrund eines Arrestes angeordneten
Pfändung zwingende Voraussetzung für deren Wirksamkeit
ist, konnte die Frist des § 929 Abs. 3 Satz 2 ZPO erst in Lauf
gesetzt sein, wenn der Beschwerdegegner beim zuständigen
Gerichtsvollzieher die Zustellung des Pfändungsbeschlusses
an die weitere Beteiligte zu 2. beantragte. Erst damit hatte der
Beschwerdegegner als Gläubiger alles getan, um die Wirkun-
gen des Arrestpfändungsbeschlusses eintreten zu lassen (vgl.
auch Stein/Jonas-Grunsky, a. a. O., Rdnr. 12). Den Antrag auf
Zustellung des Pfändungsbeschlusses an die Drittschuldnerin
hat der Beschwerdegegner am 23. März 1998 beim Gerichts-
vollzieher gestellt und so – nach vorstehend dargelegter herr-
schender Auffassung – die Frist des § 929 Abs. 3 S. 2 ZPO in
Lauf gesetzt. Damit die Wirksamkeit der Vollziehung erhalten
blieb, hätte die Zustellung des Titels, also des Arrestbefehls,
an den Schuldner innerhalb einer Woche nach Vollziehung,
also bis zum 30. März 1998 und vor Ablauf der Vollziehungs-
frist des § 929 Abs. 2 ZPO erfolgen müssen. Tatsächlich
wurde der Arrestbefehl erst am 31. März 1998 zugestellt.

b) Demgegenüber ist nach Auffassung des Senats mit der
Zustellung des Arrestbefehls am 31. März 1998 die Frist des
§ 929 Abs. 3 S. 2 ZPO gewahrt, weil jedenfalls im Ergebnis
mit dem Landgericht davon auszugehen ist, daß die Frist erst
mit der Zustellung des Arrestpfändungsbeschlusses an die
Drittschuldnerin in Lauf gesetzt wurde.

Der Senat folgt aus den oben dargelegten Gründen bei der
Auslegung des Vollziehungsbegriffs im Rahmen des § 929
Abs. 2 ZPO der herrschenden Meinung in Rechtsprechung
und Literatur. Diese liefert indes keine überzeugende Begrün-
dung dafür, daß die Wochenfrist des Abs. 3 ebenso wie im

Falle des Abs. 2 mit dem Antrag des Gläubigers auf Vornahme
einer Vollstreckungshandlung beginnt. Allein der Umstand,
daß in beiden Absätzen die Fristbestimmung mit dem Begriff
der Vollziehung im Zusammenhang steht, reicht nach Auffas-
sung des Senats nicht aus, um anzunehmen, daß „kein Anlaß
(bestehe)“, hier von einem anderen Zeitpunkt als im Rahmen
des Absatzes 2 auszugehen (so aber Stein/Jonas-Grunsky
a. a. O., Rdnr. 21 a). Vielmehr gebietet der unterschiedliche
Normzweck der beiden Vorschriften auch ein unterschiedli-
ches Verständnis des Begriffs der Vollziehung.

Nach allgemeiner Auffassung ist Funktion der Vollzie-
hungsfrist des § 929 Abs. 2 ZPO, im Interesse des Schuldners
zu verhindern, daß Arrestbefehle „auf Vorrat“ erwirkt werden
(Stein/Jonas-Grunsky, a. a. O., Rdnr. 2) und daß der Arrest
unter wesentlich anderen Umständen vollzogen wird als unter
denen, die seiner Anordnung zugrundegelegen haben
(BGHZ 112, 356, 361; OLG Frankfurt am Main OLGZ 1985;
383 f. m. w. N.; NJW-RR 1986, 64); außerdem soll sicherge-
stellt werden, daß der Arrestgrund im Zeitpunkt der Vollzie-
hung noch fortwirkt (vgl. Zöller-Vollkommer, a. a. O., § 929,
Rdnr. 3 m. w. N.). Unter Berücksichtigung dieses Norm-
zwecks wäre es unbillig und im Hinblick auf die Effektivität
des Vollstreckungsverfahrens nicht sachgerecht, den Gläubi-
ger die Nachteile einer nicht sofort erfolgten Vollstreckungs-
maßnahme tragen zu lassen, wenn er seinerseits alles Erforder-
liche getan hat, um die Vollstreckung zu bewirken. Deshalb
muß hier bereits die Antragstellung als fristwahrend angese-
hen werden.

Davon ist der Normzweck des § 929 Abs. 3 ZPO zu unter-
scheiden. Die Vorschrift begründet eine Ausnahme von den
allgemeinen Zwangsvollstreckungsvoraussetzungen der
§§ 750, 751 ZPO, indem die Vornahme von Vollstreckungs-
akten schon vor der Zustellung des Titels an den Schuldner er-
möglicht wird. Dies hat seinen Sinn darin, daß ansonsten der
besondere Gläubigerschutz, der gerade das Eilverfahren recht-
fertigt, oftmals leerlaufen würde (Schuschke-Walker, Voll-
streckung und vorläufiger Rechtsschutz, Bd. II, § 929
Rdnr. 42). Deshalb soll dem Gläubiger der Zugriff auf das
Schuldnervermögen schon in einem Zeitpunkt ermöglicht
werden, zu dem der Schuldner von der Existenz des Titels
noch keine Kenntnis hat; auf diese Weise soll der Schuldner
daran gehindert werden, „die Handlungen, die das Eilverfah-
ren gerechtfertigt hatten, noch schnell zu Ende zu führen, so
daß auch nur einstweiliger Rechtsschutz für den Gläubiger
nicht mehr möglich“ wäre (Schuschke-Walker a. a. O.). Mit
der Frist von einer Woche soll die Ausnahmevorschrift zeit-
lich eng begrenzt werden, damit die berechtigte Verteidigung
des Schuldners so wenig wie möglich beschränkt wird. Des-
halb hat der Gläubiger nach dem Zugriff auf das Schuldnerver-
mögen nur eine Woche Zeit, um die notwendige Zustellung
des Titels nachzuholen.

Anders als in Abs. 2 des § 929 ZPO setzt hier aber erst die
bereits erfolgte Vollziehung die Frist in Lauf. Im Rahmen des
§ 929 Abs. 2 ZPO ist dem Gläubiger der Fristbeginn bekannt
bzw. er muß ihm bekannt sein, weil die Frist an dem Tage zu
laufen beginnt, an dem der Arrestbefehl verkündet oder dem
Gläubiger zugestellt wird. Da sich das Ende der Frist nach den
allgemeinen Regeln der §§ 222 ZPO, 187, 188 BGB bestimmt,
weiß der Gläubiger, bis zu welchem Zeitpunkt er alles Erfor-
derliche getan haben muß, um die Wirkungen des Arrestpfän-
dungsbeschlusses eintreten zu lassen.

Anders ist die Situation bei § 929 Abs. 3 ZPO. Nimmt man
hier unter Zugrundelegung eines entsprechenden Begriffs der
Vollziehung an, daß die Wochenfrist bereits mit dem Antrag
auf Arrestpfändung bzw. dem Antrag beim zuständigen Ge-
richtsvollzieher auf Zustellung des Arrestpfändungsbeschlus-
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ses beginnt, hat dies zur Konsequenz, daß jede danach im Voll-
streckungsverfahren eintretende Zeitverzögerung, auch dieje-
nige, die vom Gläubiger nicht veranlaßt ist und auf die er keinen
Einfluß nehmen kann, zu seinen Lasten ginge. Es wäre daher
denkbar, daß der Gläubiger in dem Bemühen, die von ihm in
Lauf gesetzte Wochenfrist einzuhalten, dem Schuldner den Ar-
restbefehl zustellen ließe in einem Zeitpunkt, in welchem man-
gels Zustellung an den Drittschuldner das Arrestatorium noch
nicht bewirkt wäre. Dem Schuldner würden so gläubigerschä-
digende Handlungen ermöglicht, denen durch die Zulassung
einer Arrestvollziehung vor Zustellung des Arrestbefehls an
den Schuldner in § 929 Abs. 3 S. 1 ZPO gerade entgegenwirkt
werden soll. Daran wird deutlich, daß die im Rahmen des § 929
Abs. 2 ZPO entwickelte Begründung für eine zeitliche Vorver-
lagerung des Begriffs der Vollziehung im Rahmen des § 929
Abs. 3 S. 2 ZPO, nicht tragfähig ist. Denn der bei § 929 Abs. 2
ZPO aus Gründen des Gläubigerschutzes im Wege der Ausle-
gung ermittelte Vollziehungsbegriff begründet bei unveränder-
ter Anwendung im Rahmen des § 929 Abs. 3 S. 2 ZPO die Ge-
fahr einer sachwidrigen Gläubigerbenachteiligung. Deshalb ist
es unter Berücksichtigung des Schuldnerschutzes nach Auffas-
sung des Senats geboten, die einwöchige Frist für die Zustel-
lung des Arrestbefehls an den Schuldner erst mit dem bereits er-
folgten Zugriff auf das Schuldnervermögen als in Gang gesetzt
anzusehen. Erst ab diesem Zeitpunkt ist eine Information des
Schuldners über die Grundlage der Vollstreckung erforderlich.
Für die Arrestvollziehung durch Forderungspfändung bedeutet
dies, daß auf die Zustellung des Pfändungs- und Überweisungs-
beschlusses an den Drittschuldner abgestellt werden muß, denn
erst durch diese Zustellung ist die Pfändung, also der unmittel-
bare Zugriff auf das Schuldnervermögen nach § 829 Abs. 3
ZPO i. V. m. § 930 ZPO als bewirkt anzusehen (im Ergebnis so
ausdrücklich auch Wieczorek-Schütze, ZPO, 2. Auflage, § 929
Rdnr. D II b 2).

Diese Auffassung kann mit einem Hinweis auf die Vor-
schrift des § 845 ZPO gestützt werden. Auch dort ist es im Rah-
men der Vorpfändung dem Gläubiger möglich, ohne vorherige
Zustellung an den Schuldner eine diesem zustehende Forde-
rung mit Beschlag zu belegen. Nach § 845 Abs. 2 S. 1 ZPO hat
die Benachrichtigung über die Vorpfändung an den Dritt-
schuldner die Wirkung eines Arrestes, sofern die Pfändung der
Forderung innerhalb eines Monats bewirkt wird. Hier regelt
§ 845 Abs. 2 S. 2 ZPO jedoch ausdrücklich, daß die Frist mit
dem Tage beginnt, an dem die Benachrichtigung zugestellt ist.

Von dieser Auffassung ausgehend ist im Ergebnis mit dem
Landgericht anzunehmen, daß die Frist des § 929 Abs. 3 S. 2
ZPO erst durch die Zustellung des Arrestpfändungsbeschlus-
ses an die Drittschuldnerin am 24. März 1998 in Lauf gesetzt
wurde. Deshalb war nach §§ 222 ZPO, 187, 188 BGB die am
31. März 1998 erfolgte Zustellung des Arrestbefehls an den
Schuldner zur Fristwahrung ausreichend.

c) Im Hinblick auf die am 16. März 1998 erfolgte Zustel-
lung des Arrestbeschlusses an den Beschwerdegegner und die
am 23. März 1998 beantragte Zustellung des Arrestpfän-
dungsbeschlusses an die Drittschuldnerin ist auch die Frist des
§ 929 Abs. 2 ZPO eingehalten.

§ 758 a Abs. 4 ZPO; § 65 GVGA

Soll die Vollstreckung zur Nachtzeit oder an Sonn- und Fei-
ertagen in der Wohnung des Schuldners erfolgen, so ist
hierfür eine besondere richterliche Anordnung gem.
§ 758 a Abs. 4 ZPO erforderlich.

LG Regensburg, Beschl. v. 30. 8. 1999
– 2 T 419/99 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :
In dem vom zuständigen Amtsrichter in den Gründen des

angefochtenen Beschlusses dargestellten Meinungsstreit zur
Frage der Auslegung des § 758 a Abs. 4 folgt die Kammer
nicht der Meinung von Stöber (Zöller, ZPO, 21. Aufl.,
Rdnr. 35 zu § 758 a), sondern der überwiegend zu dieser Frage
vertretenen Auffassung in der Kommentarliteratur (vgl.
Baumbach/Lauterbach, ZPO, 57. Aufl., Rdnr. 17 zu § 758 a
sowie Thomas/Putzo, ZPO, 22. Aufl., Rdnr. 31 zu § 758 a).

Dem Erstgericht ist darin zuzustimmen, dass die Formulie-
rung des § 758 a Abs. 4 sprachlich misslungen ist, da sie zu-
mindest auch so verstanden werden kann, wie dies in der zi-
tierten Kommentierung in Zöller vorgenommen wird, wonach
sich das Wort nicht (grammatikalisch) auch auf den zweiten
Halbsatz in Absatz 4 beziehen kann. Wie auch bereits vom
Erstrichter ausgeführt, ergibt diese Auslegung keinen rechten
Sinn. Sie würde nämlich bedeuten, dass der Gerichtsvollzieher
bei Vollstreckungshandlungen zur Nachtzeit und an Sonn- und
Feiertagen in Wohnungen, die besondere Prüfung einer unbil-
ligen Härte oder der besonderen Verhältnismäßigkeit nicht
vorzunehmen hätte. Außerdem ist wenig nachvollziehbar, auf
wessen Antrag eine solche einschränkende richterliche Ent-
scheidung in der Praxis ergehen sollte.

Die Kammer geht mit der insoweit wohl herrschenden
Meinung davon aus, dass der Gesetzgeber, was Vollstrek-
kungshandlungen zur Nachtzeit in Wohnungen betrifft, eine
besondere, an Art. 13 Grundgesetz orientierte Schranke er-
richten wollte.

Auch die Aufhebung des § 761 durch den Gesetzgeber ver-
anlasst nicht automatisch zur Schlussfolgerung, dass es einer
weiteren richterlichen Kontrolle bei Vollstreckungen zur
Nachtzeit sowie an Sonn- und Feiertagen im Bereich von
Wohnungen nicht bedarf. § 761 ZPO setzte eine spezielle rich-
terliche Erlaubnis für alle Vollstreckungshandlungen zur
Nachtzeit sowie an Sonn- und Feiertagen voraus. § 758 a dif-
ferenziert sodann zwischen derartigen Vollstreckungshand-
lungen allgemein und soweit es sich um solche handelt, die im
Bereich der Wohnung vorzunehmen sind.

Eine weitere Ungereimtheit in der Formulierung des § 758 a
findet sich in Absatz 5 dieser Bestimmung, die nicht ausdrück-
lich auf Absatz 4 Bezug nimmt. Insoweit schließt sich die Kam-
mer der im Kommentar von Thomas/Putzo, 22. Aufl., Anm. 33
zu § 758 a vertretenen Auffassung an, wonach Absatz 5 auch
auf die richterliche Anordnung des Absatzes 4 anzuwenden ist,
weil Absatz 4 zu Absatz 1 in engem Bezug steht.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zu der hier entschiedenen Frage siehe auch AG Heidel-
berg, DGVZ 1999, S. 126/127 nebst Anmerkung sowie AG
Mannheim, DGVZ 1999, S. 142 nebst Anmerkung.

§§ 807, 899, 901, 903, 850 c ZPO; § 185 o GVGA

1. Wird in einem vor dem 1. 1. 1999 eingeleiteten Offenba-
rungsverfahren die Nachbesserung des Vermögensver-
zeichnisses beantragt, so ist der Rechtspfleger sowohl für
die Fortsetzung des Verfahrens wie auch für die ggf. not-
wendige Abnahme der ergänzenden eidesstattlichen Versi-
cherung zuständig.

2. Der Schuldner ist verpflichtet, im Vermögensverzeichnis
Angaben über eigene Einkünfte der ihm gegenüber unter-
haltsberechtigten Personen zu machen.

LG Karlsruhe, Beschl. v. 27. 7. 1999
– 11 T 222/99 –
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A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Im Zwangsvollstreckungsverfahren der W. GmbH gegen
den Beschwerdeführer beantragte die dortige Gläubigerin am
19. 8. 1998 Termin zur Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung durch den Beschwerdeführer durch das Amtsgericht
Karlsruhe zu bestimmen. Im auf den 20. 10. 1998 anberaum-
ten Termin erging gegen den Beschwerdeführer Haftbefehl.
Am 7. 12. 1998 gab er die eidesstattliche Versicherung ab. Der
Gläubiger des vorliegenden Verfahrens beantragte am 30. 1.
1999 bei der Gerichtsvollzieherin ... Bestimmung eines Ter-
mins zur Nachbesserung der am 7. 12. 1998 geleisteten ei-
desstattlichen Versicherung durch den Schuldner hinsichtlich
folgender Punkte:

a) Auskunft über eigene Einkünfte der Ehefrau auch der Höhe
nach und

b) Auskunft über eventuelle eigene Einkünfte der 24-jährigen
unterhaltsberechtigten Tochter – gegebenenfalls in wel-
cher Höhe –.

Im auf den 7. 4. 1999 anberaumten Termin erschien der
Schuldner nicht; er gab vielmehr mit Schreiben vom 6. 4. 1999
zu erkennen, dass er zur Nachbesserung nicht verpflichtet sei.
Die Voraussetzungen des § 903 ZPO lägen nicht vor. Am 7. 4.
1999 erging gegen den Schuldner Haftbefehl. Gegen diese
dem Schuldner nicht zugestellte Entscheidung legte dieser zu
Protokoll der Geschäftsstelle am 28. 5. 1999 Beschwerde ein.
Er begründete diese damit, dass seine Rente bei der BfA in
Berlin bereits wegen Forderungen in Höhe von 30.000,00 DM
gepfändet sei. Gegenüber der Drittschuldnerin habe er auf An-
frage mitgeteilt, dass keine Unterhaltsverpflichtungen seiner-
seits bestünden.

II. Die sofortige Beschwerde ist zulässig, nach zulässiger
Unterlassung der Zustellung des Haftbefehls (§ 901 Satz 3
ZPO) auch fristgerecht eingelegt (§§ 793, 577 Abs. 2 ZPO).

Die Voraussetzungen für den Erlass des Haftbefehls gemäß
§ 901 ZPO liegen vor.

Die allgemeinen Zwangsvollstreckungsvoraussetzungen
sind gegeben. Der Gläubiger vollstreckt gegen den Schuldner
aus dem Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts M. vom
22. 7. 1997.

Der Schuldner war zur Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung vor dem Rechtspfleger des Amtsgerichts K. ver-
pflichtet.

a) Obwohl der Antrag auf Nachbesserung der eidesstattli-
chen Versicherung vom 7. 12. 1998 erst nach dem 1. 1. 1999
gestellt war, verblieb es trotzdem bei der ursprünglichen Zu-
ständigkeit gemäß § 20 Ziff. 17 RPflG alter Fassung, da das
noch im Jahre 1998 eingeleitete Zwangsvollstreckungsverfah-
ren auf Abgabe der eidesstattlichen Versicherung noch nicht
abgeschlossen war, vielmehr der Antrag auf „Nachbesserung“
einer eidesstattliche Versicherung kein neues Verfahren dar-
stellt, sondern Teil des ursprünglichen Zwangsvollstreckungs-
verfahrens bleibt und es somit gemäß Artikel 8 Nr. 2
EGInsOÄndG vom 19. 12. 1998 (Bundesgesetzblatt I 3840)
für die funktionelle Zuständigkeit (Rechtspfleger oder Ge-
richtsvollzieher – siehe § 899 ZPO) auf den Antrag auf Einlei-
tung des eidesstattlichen Versicherungsverfahrens ankommt.
Da dieser vor dem 1. 1. 1999 gestellt wurde, bleibt der Rechts-
pfleger funktionell zuständig (siehe z. B. LG Berlin, Rechts-
pfleger 1999, 188 f.).

b) Der Schuldner war auch zur Nachbesserung seiner ei-
desstattlichen Versicherung verpflichtet. Dies gilt für die An-
gaben hinsichtlich der Einkommensverhältnisse seiner Ehe-
frau und seiner 24-jährigen Tochter insbesondere im Hinblick

auf § 850 c Abs. 4 ZPO, wonach das Vollstreckungsgericht
auf Antrag des Gläubigers dann nach billigem Ermessen be-
stimmen kann, dass eine unterhaltsberechtigte Person bei der
Berechnung des unpfändbaren Teils des Einkommens ganz
oder teilweise unberücksichtigt bleibt, wenn diese unterhalts-
berechtigte Person über eigene Einkünfte verfügt. Zur Begrün-
dung seines Antrages muss der Gläubiger Angaben über diese
ihm günstigen Umstände gegenüber dem Vollstreckungsge-
richt machen. Die Erlangung einer Auskunft hierüber, insbe-
sondere was die Höhe der Einkünfte betrifft, kann für den
Gläubiger – wenn überhaupt erlangbar – effektiv nur im Wege
der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung gemäß
§ 807 ZPO möglich sein. Insbesondere die Drittschuldneraus-
kunft gemäß § 840 ZPO, als auch die Auskunft des Schuldners
gemäß § 836 Abs. 3 ZPO beinhalten in der Regel allenfalls die
Zahl und die Person der Unterhaltsberechtigten, nicht jedoch
deren erzieltes Einkommen (siehe im Einzelnen Hintzen NJW
1995, 1862 f.). Gegenstand der eidesstattlichen Versicherung
im Sinne des § 807 ZPO, wonach der Schuldner verpflichtet
ist, ein Verzeichnis seines Vermögens vorzulegen, müssen
auch Auskünfte im vom Gläubiger beantragten Umfang sein,
da das Vermögensverzeichnis den Gläubiger in die Lage ver-
setzen soll, beurteilen zu können, ob und wie er gegen den
Schuldner seinen Titel zwangsweise durchsetzen kann. Er soll
hierdurch auch die Möglichkeit erlangen, einschätzen zu kön-
nen, ob die Pfändungsfreigrenzen des § 850 c ZPO durch
einen Antrag gemäß § 850 c Abs. 4 ZPO zu seinen Gunsten
gesenkt werden können (LG Ravensburg Jur.büro 1996,
492 f., LG Kassel Rechtspfleger 1995, 263 f.: anderer Ansicht
Stöber in Zöller, ZPO, 21. Auflage, § 807 Rdnr. 23 und 27).

c) Die Verpflichtung zur „Nachbesserung“ der eidesstatt-
lichen Versicherung entfiel nicht deshalb, weil der Schuldner
in seinem Vermögensverzeichnis angegeben hat, dass seine
24-jährige Tochter Studentin sei. Denn es ist nicht ausge-
schlossen, dass diese neben ihrem Studium zur Verbesserung
ihrer finanziellen Situation eigene Einkünfte erzielt. Der
Nachbesserungsverpflichtung steht auch nicht entgegen, dass
der Schuldner, wie er in seiner Beschwerdebegründung vor-
bringt, gegenüber der Drittschuldnerin angegeben hat, dass er
keinerlei Unterhaltsverpflichtungen habe. Hierauf kann der
Gläubiger nicht verwiesen werden, da er sich ein für ihn zuver-
lässiges Bild seiner Vollstreckungschancen berechtigterweise
erst dann machen kann, wenn der Schuldner unter dem Druck
der Strafbarkeit einer falschen eidesstattlichen Versicherung
entsprechende Auskünfte erteilt hat.

§ 899 ZPO; § 40 GVO; § 7 AktO

1. Die auf Antrag des Gläubigers erfolgte Aufhebung des
Termins zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
führt nur zum Stillstand, nicht aber zur Erledigung des
Verfahrens, so dass es auf Antrag fortzusetzen ist.

2. Ist der ursprüngliche Antrag vor dem 1. 1. 1999 gestellt,
so verbleibt es für die Fortsetzung bei der Zuständigkeit
des Rechtspflegers.

LG Lübeck, Beschl. v. 4. 8. 1999
– 7 T 342/99 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

1. Die Gläubigerin hat am 11. Mai 1998 einen Antrag auf
Bestimmung eines Termins zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung durch den Schuldner gestellt. Nachdem sie mit
dem Schuldner eine Ratenzahlungsvereinbarung getroffen
und dieser immer wieder Raten gezahlt hatte, hat sie mehrfach
um Terminaufhebung und das Ruhenlassen des Verfahrens ge-
beten, zuletzt am 9. Oktober 1998. Nachdem eine gerichtliche
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Anfrage vom 13. April 1999, ob die Sache erledigt sei, zu-
nächst unbeantwortet geblieben war, hat die Gläubigerin mit
Schriftsätzen vom 11. und 23. Juni 1999 wegen eingetretenen
Zahlungsstillstandes zum wiederholten Male um Anberau-
mung eines neuen Termins zur Abgabe der eidesstattlichen
Versicherung gebeten. Durch den angefochtenen Beschluß hat
das Amtsgericht diesen Antrag mit der Begründung zurückge-
wiesen, das Verfahren sei in Anwendung von § 7 AktO nach
6-monatigem Nichtbetreiben am 21. Mai 1999 als erledigt
weggelegt worden; für die Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung sei nunmehr der Gerichtsvollzieher zuständig. Gegen
diesen Beschluß hat die Gläubigerin am 2. Juli 1999 „Erinne-
rung“ eingelegt.

Das gemäß §§ 11 Abs. 1 RPflG, 793 Abs. 1 ZPO als sofor-
tige Beschwerde statthafte und auch im Übrigen gemäß
§§ 569, 577 Abs. 1 und 2 ZPO zulässige Rechtsmittel ist be-
gründet.

Für das Verfahren zur Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung ist gemäß § 899 ZPO a. F. in Verbindung mit § 20
Nr. 17 Satz 1 RPflG a. F. nach wie vor das Amtsgericht –
Rechtspfleger – als Vollstreckungsgericht zuständig. Die Vor-
schriften sind gemäß Artikel 3 Abs. 9 der Zweiten Zwangs-
vollstreckungsnovelle vom 17. Februar 1997 (BGBl. 1997 I,
3039), eingefügt durch Artikel 8 Nr. 2 EGInsOÄndG vom
19. Dezember 1998 (BGBl. 1998 I, 3836) im vorliegenden
Fall anwendbar, weil der Antrag auf Bestimmung eines Ter-
mins zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung vor dem
1. Januar 1999 gestellt worden ist.

Insoweit kommt es nicht auf den Antrag vom 11./23. Juni
1999 an, mit dem nur eine Fortsetzung des laufenden Verfah-
rens begehrt wurde, sondern auf den verfahrenseinleitenden
Antrag vom 8. Mai 1998. Das dadurch in Gang gesetzte Ver-
fahren ist durch Weglegen nach der Aktenordnung nicht been-
det worden, weil es sich dabei nicht um eine verfahrensbe-
endende Maßnahme handelt (vgl. zu diesen Thomas/Putzo,
ZPO, 21. Aufl., § 900 a. F. Rdnr. 30). Es handelte sich viel-
mehr nur um einen tatsächlichen Verfahrensstillstand (vgl. Zöl-
ler, ZPO, 20. Aufl., § 900 Rdnr. 23). Das ergibt sich auch aus
§ 7 Nrn. 3 e und 4 AktO, wonach ein Verfahren nach 6-mona-
tigem Nichtbetreiben nur im Sinne der Aktenordnung als er-
ledigt anzusehen und bei Aufnahme oder Fortsetzung nach
Weglegen der Akten nicht neu einzutragen ist.

§§ 807, 899, 902 ZPO; § 17 Nr. 20 RpflG
Wird in einem vor dem 1. 1. 1999 eingeleiteten Offenba-
rungsverfahren die Nachbesserung des Vermögensver-
zeichnisses beantragt, so ist der Rechtspfleger sowohl für
die Fortsetzung des Verfahrens wie auch für die ggf. not-
wendige Abnahme der ergänzenden eidesstattlichen Versi-
cherung zuständig.

LG Konstanz, Beschl. v. 20. 7. 1999
– 6 T 75/99 K –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die sofortige Beschwerde der Gläubigerin ist nach § 11
RpflG, § 793 ZPO statthaft.

Die Rechtspflegerin hat vorliegend zwar keinen Beschluß
erlassen, der schriftlich niedergelegt und den Parteien mitge-
teilt wurde. Einem von der Rechtspflegerin gefertigten Akten-
vermerk ist aber zu entnehmen, daß von ihr am 27. 4. 1999 die
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung im Rahmen des
Nachbesserungsverfahrens verweigert wurde. Eine mit dem
Rechtsbehelf der sofortigen Beschwerde anfechtbare Ent-
scheidung liegt somit vor.

Die am 11. 5. 1999 eingelegte sofortige Beschwerde ist zu-
lässig und in der Sache begründet.

Der Rechtspfleger ist für den vorliegenden „Altfall“ gemäß
§ 899 ZPO, § 20 Nr. 17 RpflG (a. F.) in Verbindung mit Art. 8
Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung des Einführungsgesetzes zur
Insolvenzordnung und andere Gesetze (vgl. Bundesgesetzblatt
1998, I, S. 3840) das zuständige Vollstreckungsorgan. Nach
Art. 8 Nr. 2 des genannten Gesetzes finden auf Anträge auf
Bestimmung eines Termins zur Abnahme der eidesstattlichen
Versicherung, die vor dem 1. 1. 1999 gestellt wurden, die
§§ 807, 899, 900 ZPO sowie § 20 Nr. 17 RPflG in der jeweils
bis zum 1. 1. 1999 geltenden Fassung Anwendung.

Der Antrag auf Terminsbestimmung zur Abnahme der ei-
desstattlichen Versicherung ging am 4. 6. 1998 beim Amtsge-
richt ein. Unter dem 8. 7. 1998 gab die Schuldnerin die eides-
stattliche Versicherung ab. Mit Schriftsatz vom 2. 3. 1999 be-
antragte die Gläubigerin die Ladung der Schuldnerin zur
Nachbesserung ihres Vermögensverzeichnisses. Da es sich bei
dem Nachbesserungsverfahren um die Fortsetzung des ur-
sprünglichen Verfahrens handelt (vgl. hierzu Zöller, ZPO,
21. Aufl., § 903 Rdnr. 15; Baumbach/Lauterbach/Albers/
Hartmann, ZPO, 56. Aufl. § 903 Rdnr. 3), kommt es vorlie-
gend auf den Eingang des ursprünglichen Antrags auf Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung an. Dies hat wohl auch die
Rechtspflegerin beim Amtsgericht so gesehen, denn sie hat
einen Termin zur Nachbesserung der eidesstattlichen Versi-
cherung auf 6. 4. 1999 bestimmt und nicht bereits zu diesem
Zeitpunkt ihre Zuständigkeit verneint.

In diesem Zusammenhang sei auch darauf hingewiesen,
daß das Verfahren auf Abgabe der eidesstattlichen Versiche-
rung mit der Abgabe dieser eidesstattlichen Versicherung
durch den Schuldner endet (vgl. hierzu Baumbach/Lauter-
bach/Albers/Hartmann, ZPO, 57. Aufl., § 900 Rdnr. 5). Die
gegenteilige Auffassung, wonach das eV-Verfahren mit dem
Erlaß des Haftbefehls endet, überzeugt nicht. Erst das Errei-
chen des Ziels des Verfahrens zur Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherung, nämlich die Abgabe dieser eidesstattli-
chen Versicherung, kann als Verfahrensende angesehen wer-
den.

Somit ist der Rechtspfleger als Vollstreckungsorgan zur
Annahme der eidesstattlichen Versicherung in diesen „Altfäl-
len“ zuständig (vgl. hierzu auch Landgericht Heilbronn
DGVZ 1999, S. 57 ff.).

Der Gegenmeinung folgt die Kammer aus den nachfolgen-
den Gründen nicht.

Soweit in Art. 8 Nr. 2 die Vorschrift des § 902 ZPO a. F.
nicht erwähnt wird, ist zunächst darauf hinzuweisen, daß die
Vorschrift des § 902 ZPO a. F. nicht das Vollstreckungsge-
richt betrifft. Vielmehr wurde in dieser Vorschrift nur die Vor-
führung vor das Amtsgericht des Haftorts geregelt. Für die Zu-
ständigkeitsfrage betreffend das Vollstreckungsorgan ist diese
Vorschrift also unmittelbar nicht einschlägig. Des weiteren ist
in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß in Art. 8
Nr. 2 die Vorschrift des § 20 Nr. 17 RPflG a. F. zitiert wird
und daß in dieser Norm die Vorschrift des § 902 ZPO a. F.
ausdrücklich genannt ist. Letztendlich wird die hier vertretene
Auffassung auch durch die Begründung in der Beschlußemp-
fehlung des Rechtsausschusses des deutschen Bundestages zu
Art. 8 Nr. 2 gestützt. Danach soll mit der Übergangsregelung
sichergestellt werden, daß der Rechtspfleger auch nach dem
31. Dezember 1998 für die abschließende Bearbeitung der An-
träge auf Abnahme der eidesstattlichen Versicherung zustän-
dig ist, die bis zu diesem Tag bei Gericht eingehen. Das alte
Recht soll insoweit insgesamt über den 31. Dezember 1998
hinaus fortdauern.
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■ P r a k t i k e r f o r s c h u n g s g r u p p e  –  O N L I N E

Effizienz der Eidesstattlichen Offenbarungsversicherung
In DGVZ 1999, S. 80, wurde u. a. darauf hingewiesen, dass die Prak-
tikerforschungsgruppe bei dem Oberlandesgericht Stuttgart in Verbin-
dung mit dem Institut für Rechtstatsachenforschung an der Universität
Konstanz die Effizienz der Eidesstattlichen Offenbarungsversiche-
rung untersucht. Die Praktikerforschungsgruppe hat jetzt mitgeteilt,
daß der hierüber fertiggestellte Forschungsbericht nunmehr ebenfalls
unter der Internetadresse

http://www.uni-konstanz.de/rtf/praktfg
abrufbar ist.
Der Forschungsbericht „Arbeitsweise des Zivilrichters am Amtsge-
richt“ ist weiterhin zur Veröffentlichung im Internet in Vorbereitung.

■ B U C H B E S P R E C H U N G

Schröder-Kay: Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher

Kommentar. Begründet von J. H. Schröder-Kay. Bearbeitet von Ger-
hard Winter, Justizoberamtsrat, Bezirksrevisor beim Landgericht Göt-
tingen, und Karl-Heinz Gerlach, Justizoberamtsrat, Niedersächsi-
sches Ministerium der Justiz und für Europaangelegenheiten. 10., neu-
bearbeitete und erweiterte Auflage 1999. XVI, 550 Seiten. Gebunden
DM 168.– öS 1.226.– sFr 149.–. R. v. Decker, Hüthig Fachverlage,
Heidelberg.

Das im April 1938 in erster Auflage erschienene Erläuterungswerk hat
seit dem in insgesamt 9 Auflagen mehrere Generationen von Gerichts-
vollziehern, Prüfüngsbeamten und Richtern bei der Anwendung des
Gerichtsvollzieherkostengesetzes (damals noch Gebührenordnung für
Gerichtsvollzieher) unterstützt. Die nunmehr vorliegende 10. Auflage
berücksichtigt nicht nur die seit der 9. Auflage angefallene Literatur
und Rechtsprechung, sondern auch die Kostenregelungen völlig neuer
Aufgabengebiete, die dem Gerichtsvollzieher durch die 2. Zwangs-
vollstreckungsnovelle übertragen worden sind. Die bedeutendste Än-
derung ist dabei die Übertragung des Verfahrens zur Abnahme der
eidesstattlichen Versicherung, über deren kostenrechtliche Abgeltung
inzwischen schon viel geschrieben wurde. Aus der Kommentierung zu
§ 27 a (Rdnr. 10 u. 12) sowie unter III Rdn. 69 ergibt sich, dass vom
Gerichtsvollzieher neben der Verfahrensgebühr auch die gem. § 35
entstehenden Auslagen und ggf. die Zustellungsgebühren für die La-
dung gem. § 16 zu erheben sind. Zu § 27 a (auch unter III Rdn. 72 f.)
wird ausführlich dargelegt, wann die Gebühr entsteht und mit entspre-
chenden Beispielen deutlich gemacht, wie im Falle des Wohnortwech-
sels zu verfahren ist. Eindeutig wird in der Kommentierung die Frage
bejaht, ob der Gerichtsvollzieher die Gebühr des § 27 a auch dann er-
hebt, wenn das Verfahren nicht durchgeführt wird, weil der Schuldner
die eidesstattliche Versicherung bereits abgegeben hat. Das ebenfalls
neue Thema der Einziehung und Bewilligung von Ratenzahlungen
durch den Gerichtsvollzieher wird unter Teil III des Kommentars be-
handelt, wobei sowohl die Voraussetzungen der Entgegennahme von
Ratenzahlungen wie auch deren kostenrechtliche Behandlung darge-
stellt werden.

Die Neuauflage hat eine Erweiterung dahin erfahren, dass die behan-
delten Themen nunmehr in VIII Teilbereiche gegliedert sind, wobei
Teil III eine Darstellung der kostenrechtlichen Folgen der 2. Zwangs-
vollstreckungsnovelle, Teil IV einen Überblick über das Insolvenz-
verfahren, Teil V eine Kommentierung zu § 788 ZPO, Teil VI die ein-
schlägigen Bestimmungen des Einigungsvertrages, Teil VII die Ge-

bührentabellen des GVKostG, der Kostenordnung und der BRAGO
sowie Teil VIII die Gesetzesmaterialien seit der Änderung im Jahre
1975 enthalten.

Für die Benutzer des Kommentars dürfte es hilfreich sein, wenn die in
Teil III des Kommentars zu dem neuen Recht enthaltenen Erläuterun-
gen künftig in die allgemeine Kommentierung in Teil II eingearbeitet
würden, damit nicht an zwei Stellen nachgeschlagen werden muß.
Ebenfalls wünschenswert wäre eine umfassendere Angabe von Litera-
tur und Rechtsprechung zu § 35, da es insbesondere bei Räumungen
immer wieder zu Differenzen bei dem Ansatz von Transport- und La-
gerkosten kommt.

Das Standardwerk Schröder-Kay ist auch in seiner 10. Auflage allen
zu empfehlen, die Gerichtsvollzieherkosten zu berechnen, zu prüfen
oder zu bezahlen haben.
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